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Das Wesentliche auf einen Blick 

 

Die Gemeinderatsfraktion Bürgerliste/Die Grünen beauftragte den Stadtrechnungs-

hof mit der Prüfung der von der Stadt Salzburg abgeschlossenen Raumordnungsver-

einbarungen. Der Prüfungszeitraum umfasste die Jahre 2013 bis 2023. 

 

Raumordnungsvereinbarungen stellen für Gemeinden ergänzend zu den hoheitlichen 

Maßnahmen ein Instrument dar, um eine aktive Umsetzung von gewünschten raum-

planerischen Maßnahmen zu erwirken. Im Rahmen der sogenannten Vertragsraum-

ordnung werden zwischen der Gemeinde und den Grundeigentümer:innen/Projekt-

werber:innen privatrechtliche Verträge abgeschlossen, die die Umsetzung von räum-

lichen Entwicklungszielen der Gemeinde zum Inhalt haben. 

 

Auf Basis der gesetzlichen Ermächtigungen in § 18 ROG, der Zielvorgaben des Räum-

lichen Entwicklungskonzeptes und der Weisungen der Ressorts wurden in der Stadt 

Salzburg Raumordnungsvereinbarungen im Zuge von Raumordnungsverfahren ab-

geschlossen, bei denen die Entwicklungsziele der Stadt alleine durch hoheitliche Maß-

nahmen nicht erreicht werden konnten. Dies betraf die Sicherstellung von leistbarem 

Wohnraum, von öffentlichen und halböffentlichen Nutzungen (zB soziale Infrastruk-

tur), die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie die Flächen zur Umsetzung von Infra-

strukturprojekten (zB Ausbau und Neubau von Gemeindestraßen).  

 

Im geprüften Zeitraum wurden 58 Raumordnungsvereinbarungen abgeschlossen. 

 

Die Initiative zur Änderung von Bebauungsbedingungen ging in der Regel von den 

Grundstückseigentümer:innen aus. Die Erarbeitung der Planungsziele erfolgte von 

der MA 5/03 – Stadtplanung, die Raumordnungsvereinbarung wurde von der MD/00 

– Wirtschaftsservice in Abstimmung mit den zuständigen Fachämtern erstellt. Laut 

Geschäftseinteilung des Magistrats kam der MD/00 – Wirtschaftsservice die zentrale 

Verantwortung für die Vorbereitung, den Abschluss und auch die Durchführung der 

Raumordnungsvereinbarungen zu. Sie war daher auch für die Evidenzhaltung und 

Nachverfolgung der vereinbarten Vertragsinhalte zuständig und verantwortlich. Sie 

ging jedoch davon aus, dass die Fachämter für die Durchführung und Kontrolle der 

erstellten Vereinbarungen zuständig wären. Die Nachverfolgung erfolgte jedoch nur 

durch die MA 3/03 – Wohnservice in Hinblick auf die Wohnungsvergaberechte. Letzt-

lich wurde die Einhaltung der Vereinbarungen von keiner Dienststelle der Stadt voll-

umfänglich kontrolliert. Teilweise wurden auch Sicherungsmittel wie Einverleibungen 
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von Vorkaufsrechten im Grundbuch nicht durchgeführt. Der Stadtrechnungshof emp-

fahl daher, dass die MD/00 – Wirtschaftsservice ihrer in der Geschäftseinteilung zu-

gewiesenen Aufgaben in Hinblick auf die Raumordnungsvereinbarungen vollumfäng-

lich nachkommen und auch nach Abschluss der Vereinbarungen deren Umsetzung 

kontrollieren sollte. Zusätzlich sollten auch die bisher abgeschlossenen Vereinbarun-

gen auf deren Einhaltung kontrolliert werden und eventuelle Konventionalstrafen von 

den Vertragspartnern eingefordert werden.  

 

In Hinblick auf die vereinbarten Inhalte der Raumordnungsvereinbarungen stellte der 

Stadtrechnungshof fest, dass unter Beachtung der aktuellen Judikatur des Obersten 

Gerichtshofs (OGH) einzelne Bestimmungen problematisch erscheinen. Dies betrifft 

insbesondere Kaufpreisobergrenzen, die unter jenen der Wohnbauförderungsrichtli-

nien liegen und absolute Vergaberechte der Stadt für Wohnungen. Der Stadtrech-

nungshof empfahl der MD/00 – Wirtschaftsservice zu prüfen, ob die bisher in den 

Vereinbarungen enthaltenen Kaufpreisobergrenzen und Vergaberechte der höchstge-

richtlichen Judikatur entsprechen und Vertragsmuster für Raumordnungsvereinba-

rungen zu erarbeiten. Die Vertragsmuster sollten auf die zukünftigen Vereinbarungen 

einheitlich angewandt werden, um auch dem Gleichbehandlungsgrundsatz (Fiskalgel-

tung der Grundrechte) zu entsprechen. 

 

Mit der Eigentümerin der General-Keyes-Siedlung schloss die Stadt zwei Vereinba-

rungen ab. Eine Vereinbarung betraf die Neugestaltung der General-Keyes-Straße, 

die zweite Vereinbarung betraf die Gewährung von Vergaberechten für Wohnungen 

und Mietpreisbindungen im Gegenzug für den von der Stadt geschaffenen Dichte-

gewinn. Die Eigentümerin setzte das Bauvorhaben bis Ende 2021 großteils um, kam 

aber ihren Verpflichtungen aus den Verträgen bis Mitte 2025 nicht nach. Insbeson-

dere hatte die Stadt einen Anspruch auf Bezahlung eines Kaufpreises und auf eine 

Abgeltung für die Sanierung der General-Keyes-Straße. Diese beiden Ansprüche wur-

den mit zwei Bankgarantien besichert. Die Stadt verzichtete in der Folge auf eine 

Bankgarantie iHv € 450.000,-, obwohl die Vertragspartnerin (Eigentümerin) die An-

sprüche, die dieser Garantie zugrunde lagen, nicht erfüllte. Von der Vertragspartnerin 

wurden auch keine Wohnungen zur Vergabe zur Verfügung gestellt und auch die ver-

tragskonforme Vermietung der restlichen in der Raumordnungsvereinbarung ge-

nannten Wohnungen wurde nicht nachgewiesen. Im Jahr 2023 beschloss der Ge-

meinderat die Klagsführung gegen die Vertragspartnerin, falls die Vergleichsgesprä-

che scheitern. Die Vergleichsgespräche waren Mitte 2025 noch nicht abgeschlossen. 
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Feststellungen und Empfehlungen 

Die zusammenfassenden Feststellungen und Empfehlungen bieten einen Überblick der Er-

gebnisse aus der Prüfung. Detaillierte Ausführungen sind im Berichtsteil ab Kapitel 1 zu 

finden. 

 

Prüfauftrag und Prüfumfang 

 

F 1 Die Gemeinderatsfraktion Bürgerliste/Die Grünen beauftragte den Stadtrech-

nungshof zu erheben, wie viele und welche Raumordnungsverträge nach 

§ 18 ROG 2009 im Zeitraum 2013 bis 2021 abgeschlossen wurden. Des Weiteren 

war zu prüfen, welche Sicherungsmittel vorgesehen waren und ob diese auch ein-

gehalten wurden. Zudem war zu prüfen, welche Abteilungen nach der GEM (vor-

mals VAP) für die Vorbereitung, den Abschluss und die Durchführung der Verein-

barungen gemäß § 18 ROG 2009 verantwortlich waren und wer bzw. welche Ab-

teilung die Einhaltung der Vereinbarung zu überprüfen hatte. 

 

F 2 Der Prüfungszeitraum wurde amtswegig um die Jahre 2022 und 2023 ausgeweitet 

und umfasste somit die Jahre 2013 bis 2023. 

 

 

Rechtliche Rahmenbedingungen 

 

F 3 Die hoheitlichen Raumordnungsinstrumente ermöglichen den Gemeinden die Fest-

legung von Nutzungsmöglichkeiten für Grundstücke, die Realisierung dieser Nut-

zungspotentiale bleibt aber in der Regel im Ermessen der Grundstückseigentü-

mer:innen. Man spricht in diesem Zusammenhang auch von „Negativplanung“, da 

die hoheitlichen Instrumente der Raumplanung in der Regel lediglich eine wid-

mungswidrige Verwendung untersagen, aber keine Verpflichtung zur widmungs-

konformen Verwendung von Grundstücken schaffen. 

 

F 4 Die Vertragsraumordnung stellt ergänzend zu den hoheitlichen Maßnahmen eine 

privatrechtliche Maßnahme dar, die für die Gemeinde die Möglichkeit schafft, eine 

aktive Umsetzung der gewünschten Verwendung zu erwirken (Positivplanung). Im 

Rahmen der Vertragsraumordnung werden zwischen der Gemeinde und dem 

Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen privatrechtliche Verträge abge-

schlossen, die die Umsetzung von räumlichen Entwicklungszielen der Gemeinde 

zum Inhalt haben. 
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F 5 Das Salzburger Raumordnungsgesetz ermächtigte die Gemeinden in § 18 zur Si-

cherung der Entwicklungsziele Vereinbarungen mit den Grundeigentümer:innen 

zu schließen. Eine Verpflichtung zum Abschluss von Raumordnungsverträgen 

ergab sich damit nicht. Raumordnungsverträge können nur als unterstützendes 

Mittel zur Erreichung von Entwicklungszielen eingesetzt werden und dürfen sohin 

keine zwingende Voraussetzung für eine hoheitliche Planungsmaßnahme sein. 

 

 

Rahmenvorgaben zu Raumordnungsvereinbarungen in der Stadt 

 

F 6 Die Grundlage für die räumliche Entwicklung einer Gemeinde stellt gemäß  

§ 23 Salzburger Raumordnungsgesetz das Räumliche Entwicklungskonzept dar. 

Das im geprüften Zeitraum für die Stadt geltende Räumliche Entwicklungskonzept 

stammte aus dem Jahr 2007 und enthielt eine Vielzahl an Zielen und Maßnahmen, 

die sich auf die Änderung von Bebauungsplänen und Flächenwidmungsplänen aus-

wirkten. In einzelnen Zielen (zB Schaffung eines ausreichenden Angebots an ge-

förderten Mietwohnungen, Nutzung von bestehenden Flächenpotentialen durch 

konsequente Innenentwicklung) war explizit auch der Einsatz von Raumordnungs-

vereinbarungen als Maßnahme zur Zielerreichung vorgesehen. 

 

F 7 Die im Räumlichen Entwicklungskonzept getroffenen grundlegenden Zielvorgaben 

wurden durch Weisungen der Bürgermeister und der jeweiligen für die Raumord-

nung zuständigen Stadtregierungsmitglieder konkretisiert und erweitert. 

 

F 8 Bei Umwidmungen waren im gesamten Prüfungszeitraum 75 % des geschaffenen 

Wohnraumpotentials im öffentlichen Interesse (zB für geförderte Mietwohnungen) 

zu verwenden, wobei sich die konkrete Zusammensetzung im Zeitablauf änderte. 

Ab 2019 wurde auch die Möglichkeit der Schaffung von Eigentumswohnungen mit 

reduziertem Kaufpreis vorgesehen. Bei Aufzonierungen variierte im Zeitablauf die 

Vorgabe jenes Anteils an zusätzlichem Flächenpotential, der dem öffentlichen In-

teresse zuzuführen war und auch die Vorgaben, welcher Zweckbindung der Anteil 

zuzuführen war.  

 

 

Abschluss von Raumordnungsvereinbarungen 

 

F 9 Auf Basis der gesetzlichen Ermächtigungen in § 18 ROG, der Zielvorgaben des 

Räumlichen Entwicklungskonzeptes und der Weisungen der Ressorts wurden in 

der Stadt Salzburg laut Auskunft der MA 5/03 - Stadtplanung Raumordnungs-
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vereinbarungen im Zuge von Raumordnungsverfahren abgeschlossen, bei denen 

die Entwicklungsziele der Stadt alleine durch hoheitliche Maßnahmen nicht erreicht 

werden konnten. Dies betraf die Sicherstellung von leistbarem Wohnraum, von 

öffentlichen und halböffentlichen Nutzungen (zB soziale Infrastruktur), die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen sowie die Flächen zur Umsetzung von Infrastrukturpro-

jekten (zB Ausbau und Neubau von Gemeindestraßen). 

 

 

Ablauforganisation beim Abschluss von Raumordnungsverträgen 

 

F 10 Der Ablauf einer Errichtung und des Vollzugs einer Raumordnungsvereinbarung 

stellte sich wie folgt dar: 

 

 

 

F 11 Die Initiative zur Änderung bzw Verbesserung der Bebauungsbedingungen ging in 

der Regel von den Grundeigentümer:innen bzw Projektbewerber:innen aus, da bei 

diesen auch ein Interesse an einer Verbesserung der Bebauungsbedingungen ge-

geben sein musste und damit auch eine Bereitschaft bestand, im Gegenzug für 

eine bessere Nutzbarkeit eines Grundstückes eine zivilrechtliche Verpflichtung ein-

zugehen. 

 

F 12 In der Folge arbeitete die MA 5/03 - Stadtplanung planungsfachliche Rahmenbe-

dingungen für eine allfällige Änderung des Flächenwidmungsplans und Bebauungs-

plans (Widmungsänderung, Dichteerhöhung) aus. Bei Interesse der Grundeigen-

tümer:innen wurden vom Amt – soweit ein städtebauliches Verfahren durchzufüh-

ren war -  „städtebauliche Rahmenbedingungen“ unter Berücksichtigung der zuvor 
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ausgearbeiteten planungsfachlichen Inhalte erstellt. Diese Rahmenbedingungen 

wurden dem Gemeinderat zum Beschluss vorgelegt.  

 

F 13 Im Anschluss daran wurden von der MA 5/03 - Stadtplanung Planungsziele erar-

beitet, die von den Grundeigentümer:innen zu bestätigen waren. In der Folge wur-

den diese Planungsziele an die MD/00 - Wirtschaftsservice zur Verhandlung der 

sonstigen Inhalte mit den Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen und zur 

Ausarbeitung einer Raumordnungsvereinbarung übermittelt. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Seitens der 

MD/00 – Magistratsdirektion wurden eigenständig inhaltliche Verhandlungen unter 

Einbindung anderer Dienststellen und Ressorts geführt, mit dem Ergebnis zusätz-

licher und von den Planungszielen abweichender Vertragsinhalte in den ROG-Ver-

einbarungen.  

Die vielfache Einflussnahme vieler Dienststellen zu einem sehr frühen Stadium der 

Standortentwicklung zu detaillierten Inhalten, welche erst zu einem viel späteren 

Zeitpunkt (zB im Rahmen des Architekturwettbewerbes) Gegenstand einer Pro-

jektentwicklung sind, hat in der Vergangenheit erhebliche Mehraufwände verur-

sacht und führte zu Konflikten in der weiteren Projektentwicklung. Dadurch ver-

zögerten sich Prozesse zur Erreichung der Planungsziele der Stadt erheblich. 

Generell war für die MA 5/03 - Stadtplanung in der Vergangenheit nicht immer 

nachvollziehbar, welche zusätzlichen Vertragsinhalte – über die Planungsziele hin-

aus bzw. davon abweichend – aufgenommen wurden und aus welchen Gründen. 

Die MA 5/03 - Stadtplanung regt daher an, dass zusätzliche Vertragsinhalte, die 

über die vom Planungsausschuss bzw. Stadtsenat beschlossenen Planungsziele 

hinausgehen, ebenfalls einer politischen Beschlussfassung unterliegen sollen. 

 

Die MA 5/00 - Raumplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die in der Stellung-

nahme der MA 5/03 – Stadtplanung enthaltenen Aussagen stellen nicht die Sicht 

der Abteilung dar. So werden die Kritikpunkte iZm den (wohl notwendigen) Ver-

tragsverhandlungen der MD/00 wie zu den – ebenfalls sinnstiftenden - ergänzen-

den Inhalten in dieser Form nicht mitgetragen. 

 

F 14 Die Raumordnungsvereinbarung wurde von der MD/00 – Wirtschaftsservice in Ab-

stimmung mit den zuständigen Fachämtern erstellt. 

 

F 15 Die MA 3/03 - Wohnservice wurde in der Folge von der MD/00 - Wirtschaftsservice 

oder von der MA 5/03 – Stadtplanung über die Errichtung einer ROG-Vereinbarun-

gen informiert und zur Stellungnahme zum Wohnungsbedarf aufgefordert. Laut 
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Auskunft der MA 3/03 – Wohnservice erhielt diese im geprüften Zeitraum nicht 

alle abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen. Die MA 3/03 – Wohnservice 

hatte deshalb auch keine vollständige Sammlung der Raumordnungsvereinbarun-

gen, in welchen Wohnungsvergaberechte der Stadt enthalten waren. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Im Zusammenhang 

mit geförderten Mietwohnungen wurde von der MA 5/03 – Stadtplanung mehrfach 

angeregt, dass die MA 3/03 - Wohnservice zum Zeitpunkt der Standortentwicklung 

(und damit parallelen Abschluss des Raumordnungsvertrags) nicht schon die Woh-

nungsgrößen oder -anzahl festlegt, sondern lediglich die grundsätzliche Zusiche-

rung von (zu einen späteren Zeitpunkt zu konkretisierenden) Vergaberechten ein-

fordert und einen Wohnungsmix nur empfiehlt, da noch kein konkretes Projekt 

vorliegt, das im Zuge des Prozesses erst entwickelt werden muss. 

 

F 16 Nach Abschluss des Verfahrens und nach einseitiger Unterfertigung der Raumord-

nungsvereinbarung durch die Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen wurde 

der Amtsbericht zur Änderung der Verordnungen den gemeinderätlichen Gremien 

zur Beschlussfassung vorgelegt. Nach Beschluss der Verordnungen erfolgte in der 

Folge die Unterschrift der Raumordnungsvereinbarung durch den Bürgermeister. 

 

 

Vollzug der Raumordnungsvereinbarungen 

 

F 17 Nach Abschluss der Raumordnungsvereinbarungen waren diese evident zu halten, 

die Einhaltung der Vereinbarungen zu prüfen und vereinbarte Konventionalstrafen 

und Sicherstellungsmittel einzufordern. Die Raumordnungsvereinbarungen wur-

den in der MD/00 - Wirtschaftsservice zentral verwaltet. 

 

F 18 Laut GEM 2022 kam der MD/00 – Wirtschaftsservice die zentrale Verantwortung 

für die Vorbereitung, den Abschluss und auch die Durchführung der Raumord-

nungsvereinbarungen zu. Sie war daher auch für die Evidenzhaltung und Nach-

verfolgung der vereinbarten Vertragsinhalte zuständig und verantwortlich. Die 

MD/00 – Wirtschaftsservice ging jedoch davon aus, dass die weitere Bearbeitung 

nach Vertragserrichtung durch die betroffenen Ämter erfolge. Sie ging weiters da-

von aus, dass die beteiligten Ämter die erstellten Vereinbarungen beobachteten 

und kontrollierten. Die Fachämter gingen davon aus, dass der MD/00 – Wirt-

schaftsservice diese Aufgabe zufiel. Letztlich wurde die Einhaltung der Vereinba-

rungen von keiner Dienststelle der Stadt vollumfänglich kontrolliert. 
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E 1 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 - Wirtschaftsservice sollte 

ihren in der Geschäftseinteilung zugewiesenen Aufgaben in Hinblick auf 

die Raumordnungsvereinbarungen vollumfänglich nachkommen und auch 

nach Abschluss der Vereinbarungen deren Umsetzung kontrollieren. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Diesbezüglich ist auszu-

führen, dass seit Einführung der Vertragsraumordnung mit dem Salzburger Raum-

ordnungsgesetz 1992 die Vertragsersteller davon ausgegangen sind, dass mit 

„Durchführung“ der Verträge nicht die „Überprüfung“ der Verträge gemeint ist. Es 

war also seit 1992 Verwaltungspraxis, dass die Vertragsersteller nicht überprüft 

haben, ob der Vertragsinhalt eingehalten wird. Die jeweiligen Vertragsersteller 

sind davon ausgegangen, dass dies in die Aufgabe der jeweiligen Fachämter fällt. 

Nachdem nunmehr der Stadtrechnungshof festgestellt hat, dass der MD/00 – Wirt-

schaftsservice laut Geschäftseinteilung des Magistrats die zentrale Verantwortung 

für die Vorbereitung, den Abschluss und auch die Durchführung der Raumord-

nungsvereinbarungen zukommt und daher der Leiter der MD/00 – Wirtschaftsser-

vice auch für die Evidenzhaltung und Nachverfolgung der vereinbarten Vertrags-

inhalte zuständig und verantwortlich gewesen wäre, wurde der Leiter des Aufga-

benbereiches „Wirtschaftsservice, Förderungen und Bodenpolitik“ nunmehr ange-

wiesen, für die vollumfängliche Überprüfung der bereits abgeschlossenen Verträge 

zu sorgen, womit bereits begonnen wurde.  

In Zukunft werden die Raumordnungsverträge im e++ an die jeweiligen Dienst-

stellen mit den entsprechenden Aufträgen zur Überprüfung, Durchführung, Rück-

meldung etc geschickt. Der Vertragsersteller sowie die verpflichteten Dienststellen 

haben sich die Verträge dann im e++ für die anfallenden Überprüfungen, Durch-

führungen, Rückmeldungen etc auf Termin zu legen. Der MA 5 wird der Vertrag 

beispielsweise mit dem Auftrag übermittelt, dem Vertragsersteller die Baufertig-

stellung mitzuteilen, bekannt gewordene Grundstücksänderungen mitzuteilen, all-

fällige Dichteerhöhungen, die sich auf die Vergaberechte auswirken, mitzuteilen. 

Der MA 3/03 wird der Vertrag mit dem Auftrag übermittelt mitzuteilen, ob der 

Stadt die vereinbarten Vergaberechte zugestanden wurden, etc. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme ergänzend mit: Aus Sicht der 

Magistratsdirektion würde durch die Zuständigkeit der Planungsabteilung für sol-

che Verträge eine schnellere und reibungslosere Abwicklung ermöglicht. In der 

Stadt Salzburg sollen daher diese Verträge in Zukunft von der MA 5 – Raumpla-

nung und Baubehörde erstellt werden. Die Magistratsdirektion wird daher dem 

Gemeinderat mit Amtsbericht vorschlagen, die GEM 2022 dahingehend zu ändern, 

dass ab 1.1.2026 die MA 5 – Raumplanung und Baubehörde für die Vorbereitung, 
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den Abschluss und die Durchführung von Vereinbarungen gemäß § 18 Salzburger 

Raumordnungsgesetz – ROG 2009 zuständig ist, sofern es sich um Projekte des 

geförderten Mietwohnbaus handelt, unter Mitwirkung des Wohnservice. Der Voll-

ständigkeit halber wird in diesem Amtsbericht festgehalten, dass damit auch die 

Überprüfung der Einhaltung der Vertragsinhalte umfasst ist. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Aufgrund der sen-

siblen Inhalte und zur Nachvollziehbarkeit der Entscheidungsprozesse sollte der 

verbindliche Schriftverkehr zwischen den Dienststellen grundsätzlich über E++ ab-

gewickelt werden. 

Seitens der MA 5/03 - Stadtplanung wird eine Neuordnung der Zuständigkeiten im 

Hinblick auf die Raumordnungsvereinbarungen wie folgt angeregt: Einerseits 

scheint es zweckmäßig, eine Neuzuordnung unter Berücksichtigung der gemäß 

GEM 2022 definierten fachlichen Zuständigkeit für die Belange der Stadtplanung 

und den allgemeinen Angelegenheiten des Raumordnungsgesetzes vorzunehmen. 

Andererseits soll gemäß den Compliance-Zielen der Stadt auf eine klare organisa-

torische (und personelle) Trennung zwischen den rechtlichen Zuständigkeiten der 

Verordnungen erlassender Hoheitsverwaltung (FWP, BPL) und den rechtlichen Zu-

ständigkeiten der behördlichen Hoheitsverwaltung (Baubewilligungen) Bedacht 

genommen werden. Eine konsequente Kompetenzzuteilung auf Verwaltungsebene 

würde in Verbindung mit den entsprechenden fachlichen Kompetenzen und den 

personellen Ressourcen deutlich zur Beschleunigung und Qualitätsverbesserung 

der Prozesse führen.  

 

Die MA 5/00 - Raumplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die in der Stellung-

nahme der MA 5/03 - Stadtplanung enthaltenen Aussagen stellen nicht die Sicht 

der Abteilung dar. Vor allem die Gedanken iZm einer allfälligen Neustrukturierung 

sind - aufgrund des fehlenden Überblicks der internen Zusammenhänge, wie sich 

mehrfach aus dem Schreiben schließen lässt – verfehlt. 
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Abgeschlossene Raumordnungsvereinbarungen 

 

F 19 Im geprüften Zeitraum wurden in Folge von Flächenwidmungs- und Bebauungs-

planänderungen 58 Raumordnungsvereinbarungen abgeschlossen. 

 

 

 

F 20 Bis zum Stichtag 31.12.2024 waren 34 Projekte abgeschlossen, 10 Projekte be-

fanden sich noch in Umsetzung. Für weitere 7 Projekte stellte die Baubehörde eine 

behördliche Baubewilligung aus. Bei 2 Projekten lagen rechtskräftige Bebauungs-

pläne aus den Jahren 2023 vor. Eine behördliche Baubewilligung wurde noch nicht 

erteilt.  

 

Auf 5 Grundstücken, für welche rechtskräftige Bebauungspläne auflagen, fanden 

keine Bautätigkeiten statt. Wobei bei einem Grundstück eine Baubewilligung im 

Jahr 2018 erteilt wurde. Ein Grundstück wurde in Verbindung mit weiteren be-

nachbarten Grundstücken mit einem anderen Wohnbauprojekt bebaut.  

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass vom 

Stadtrechnungshof lediglich jene Verträge geprüft wurden, die auch abgeschlos-

sen wurden. Die gegenständliche Überprüfung umfasst nicht jene Vereinbarungen, 

die aufgrund von Vertragsinhalten der MD/00 - Wirtschaftsservice, Förderungen 

und Bodenpolitik schließlich nicht abgeschlossen wurden, obwohl ein Projektwer-

ber zur Realisierung des Projekts im Sinne der bodenpolitischen Weisung und der 

Planungsziele der MA 5/03 – Stadtplanung bereit gewesen wäre. Es sind mehrere 

Fälle bekannt, wo dies schlussendlich zu einem Projekt-/Verfahrensstopp führte. 

 

 

Inhalte der Raumordnungsvereinbarungen 

 

F 21 In den Raumordnungsvereinbarungen wurden die wechselseitigen Leistungsver-

pflichtungen der Stadt und der Vertragspartner:innen definiert.  

 

F 22 Es gab keine Standardvorlagen für die Vereinbarungen, sie folgten inhaltlich aber 

in der Regel einer ähnlichen Struktur.  

 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 Summe

FWPL - Gemeinderatsbeschluss 7        13      10      11      5        3        3        4        2        6        4        68      

BPL Grundstufe 20      24      30      27      21      13      15      15      12      16      17      210    

BPL Aufbaustufe 19      10      9        14      18      8        13      10      13      9        11      134    

Städtebauliche Rahmenbedingungen 1        -     -     1        -     -     -     4        5        2        3        16      

abgeschlossene §18-ROG Vereinbarungen 11      4        7        7        2        2        4        4        2        9        6        58      

Anzahl der Beschlüsse von FWPL und BPL Grund- und Aufbaustufe 
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F 23 Vertragsgegenstand waren die in der Vereinbarung genannten Grundstücke mit 

Grundstücksnummern und Katastralgemeinde, welche sich im grundbücherlichen 

Eigentum der Vertragspartner:innen befanden. Die Grundstücksnummern änder-

ten sich teilweise im Zuge einer Projektweiterentwicklung bspw durch Grund-

stücksteilungen und entsprachen nicht mehr den Vereinbarungen. 

 

E 2 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Nach Änderung von Grundstücksnum-

mern sollten diese von der MD/00 - Wirtschaftsservice als Zusatzinfor-

mation zu den jeweiligen Vereinbarungen vermerkt werden. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Soweit möglich wurde 

bereits bislang immer darauf geachtet, Pläne, aus denen die Vertragsfläche, die 

Grundstückskonfiguration und die Grundstücksnummer hervorgehen, Teile der 

Vereinbarung werden zu lassen, damit zu einem späteren Zeitpunkt leichter fest-

gestellt werden kann, wo was vereinbart wurde. Die MA 5 wird trotzdem seitens 

der MD/00-Wirtschaftsservice in Zukunft aufgefordert mitzuteilen, wenn sich 

Grundstücksnummern bis zur Baufertigstellung ändern, damit dies auf den ROG-

Vereinbarungen vermerkt werden kann. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Zur Sicherstellung 

der Nachvollziehbarkeit der von einer Vereinbarung umfassten Flächen wird sei-

tens der MA 5/03 - Stadtplanung vorgeschlagen, künftig ein Lageplan auf Katas-

terbasis mit Darstellung der von der Vereinbarung umfassten Flächen den ROG-

Verträgen beizulegen. Ergänzend soll eine Informationspflicht des Vertragspart-

ners betreffend Grundstücksteilungen/-zusammenlegungen in die ROG-Verträge 

aufgenommen werden. Alternativ eine laufende Evaluierung von Grundstückstei-

lungen/-zusammenlegungen würde für die hierfür zuständige Dienststellen einen 

unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand darstellen.  

 

F 24 In der Vereinbarung wurden als Leistungen der Stadt die von der MA 5/03 – Stadt-

planung vorgeschlagenen Planungsziele definiert. 

 

F 25 Im Gegenzug zu den von der Stadt geplanten Leistungen (Erlassung von Verord-

nungen) hatten die Vertragspartner:innen ebenfalls entsprechende Leistungen zu 

erbringen. Die Vereinbarungen beinhalteten Verpflichtungen zur Errichtung von 

geförderten Mietwohnungen bzw Eigentumswohnungen und entsprechende Woh-

nungsvergaberechte der Stadt sowie zu Grundtausch, Grundabtretungen für Geh- 

und Radwege, Durchwegungen, öffentliche Zugänglichkeit und Erschließungen von 
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Grünflächen oder Instandhaltung/Erneuerung von Gehsteigen etc oder soziale 

Konzepte und Mobilitätskonzepte. 

 

F 26 Die Raumordnungsvereinbarungen enthielten nach der Anzahl im geprüften Zeit-

raum folgende Verpflichtungen: 

 

 

 

F 27 Für die Eigentumswohnungen wurden teilweise Maximalkaufpreise festgelegt, für 

Mietwohnungen wurden Mietzinsbindungen vorgesehen. Die Vergaberechte kamen 

der Stadt oder Vertragspartner:innen mit einer entsprechenden Kriterienbindung 

zu. 

 

F 28 Nach einem Urteil des OGH aus dem Jahr 2024 sind Beschränkungen der Vertrags-

partner:innen in Raumordnungsverträgen in Hinblick auf Kaufpreisbindungen und 

Vergabekriterien zulässig. Problematisch erscheinen jedoch Maximalkaufpreise, 

die sich unterhalb der Kaufpreisobergrenzen der Wohnbauförderungsrichtlinien 

orientieren und absolute Vergaberechte, da die Interessen der Gemeinde auch 

durch andere weniger eingriffsintensive Maßnahmen wie Zustimmungserforder-

nisse gewahrt werden könnten. 

 

E 3 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 Wirtschaftsservice sollte 

prüfen, ob die bisher in den Vereinbarungen enthaltenen Kaufpreisober-

grenzen und Vergaberechte der höchstgerichtlichen Judikatur entspre-

chen und sollte Vertragsmuster für Raumordnungsvereinbarungen erar-

beiten. Die Vertragsmuster sollten auf die zukünftigen Vereinbarungen 

einheitlich angewandt werden, um auch dem Gleichbehandlungsgrund-

satz (Fiskalgeltung der Grundrechte) zu entsprechen. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die höchstgerichtliche 

Judikatur legt nahe, dass es unzulässig sein könnte, einen für den sozialen Wohn-

bau gültige Fördersätze unterschreitenden Kaufpreis vorzugeben. Dies wird jeweils 

im konkreten Anlassfall geprüft werden müssen.  

Anzahl

geförderter Mietwohnungsbau 28          

geförderter Eigentumswohnungsbau 7           

geförderter Eigentumswohnungsbau mit Kaufpreisobergrenze 3           

geförderter Mietkaufwohnungsbau 10          

geförderter Wohnungsbau im Baurecht 2           

Wohnungen zum Richtwertmietzinssatz 6           

andere Festlegungen 23          

Anzahl der Raumordnungsvereinbarungen
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Auch die Vergaberechte wurden im Hinblick auf diese Judikatur seitens der MD/00-

Wirtschaftsservice angepasst, indem nunmehr dem Vertragspartner das Recht ein-

geräumt wurde, im Einzelfall aus wichtigem Grund einen begründeten Widerspruch 

gegen einen zugewiesenen Mieter einzulegen. Als wichtiger Grund ist dabei insbe-

sondere anzusehen, wenn der zugewiesene Mieter bereits einmal eine Wohnung 

des Vertragspartners gemietet hat und bei diesem Mietverhältnis Kündigungs-

gründe im Sinne des § 30 MRG vorlagen.  

Ein einziges einheitliches Vertragsmuster ist im Hinblick auf teilweise doch sehr 

unterschiedliche Vertragsinhalte aus Sicht der MD/00-Wirtschaftsservice nicht 

möglich. Einzelne Vertragsbestandteile wie Informationspflichten/Überprüfungs-

rechte, Anfechtungsverzicht, Kosten und Gebühren, Gerichtsstand, Schriftform, 

Ausfertigungen und Kenntnisnahme hinsichtlich Datenschutz und Veröffentlichung 

im Internet sind bei allen Verträgen gleich, andere Vertragsbestandteile sind auf 

den konkreten Fall anzupassen. Die MD/00-Wirtschaftsservice achtet aber auf 

möglichst gleiche Vertragsinhalte, soweit dies möglich ist. 

 

Die MA 5/03 – Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die Raumordnungs-

vereinbarungen zu normieren und auf notwendige und durchsetzbare Inhalte zu 

vereinfachen (Vertragsmuster), ist auch aus Sicht der MA 5/03 - Stadtplanung für 

eine effizientere Verwaltung aber auch im Hinblick auf einen schnelleren und 

rechtssicheren Abschluss mit den Verhandlungspartnern dringend erforderlich.  

 

F 29 In Hinblick auf das Vergaberecht von Eigentumswohnungen fasste der Gemeinde-

rat im Dezember 2024 den Beschluss1, dass die Stadt bei zukünftigen Neubaupro-

jekten als auch bei bestehenden Raumordnungsvereinbarungen auf ihr Vor-

schlagsrecht bei förderbaren Eigentumswohnungen verzichtet.  

 

E 4 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Trotz Verzicht auf das Vorschlagsrecht 

der Stadt für Eigentumswohnungen sollte die Einhaltung der sonstigen 

Bestimmungen im Zusammenhang mit den Vergaben der Wohnungen von 

der MD/00 - Wirtschaftsservice kontrolliert werden. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Das MD/00-Wirtschafts-

service wird ab sofort in allen bereits abgeschlossenen sowie in zukünftigen Ver-

einbarungen die Einhaltung der sonstigen Bestimmungen im Zusammenhang mit 

den Vergaben der Wohnungen kontrollieren, soweit dies nicht seitens der MA 3/03-

Wohnservice bislang bereits ohnehin erfolgt ist.  

 
1  Beschluss des Gemeinderates vom 11.12.2024 zu AB Zl: 03/03/73538/2024/001. 
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Die MA 3/03 - Wohnservice hat in Abstimmung mit dem zuständigen Ressort be-

reits erhoben, ob in den Verträgen erwähnte Wohnungsvergaben im Kontrollzeit-

raum auch tatsächlich zustande gekommen sind. Bei dem Großteil ist dies der Fall, 

teilweise wurden bei einzelnen Projekten sogar mehr Vergaberechte für die Stadt 

eingeräumt, dies könnte mit Dichteerhöhungen zusammenhängen, dies wird ak-

tuell vom Amt 5/03 Stadtplanung und Verkehr erhoben. Lediglich bei zwei Projek-

ten ist noch in Detailprüfung, ob auch eine korrekte Anzahl an Wohnungen in die 

Vergabe gekommen ist, also ob der im Vertrag angeführte Anteil im konkreten 

Projekt erfüllt wurde. Insgesamt wurden in einer Schätzung im Prüfzeitraum etwa 

1000 Wohnungen für die städtische Vergabe gesichert, weshalb das Instrument 

des ROG-Vertrags bei der Sicherung von Vergaberechten, insbesondere von ge-

förderten Mietwohnungen, seine Wirkung zeigt. 

 

 

Fristen 

 

F 30 Die Vertragspartner:innen verpflichteten sich mit Unterfertigung der Raumord-

nungsvereinbarung entsprechende Fristen zur Projektumsetzung einzuhalten. Per 

Stichtag 31.12.2024 stellte sich der Umsetzungsstand der den 58 abgeschlosse-

nen Raumordnungsvereinbarungen zugrundeliegenden Projekten wie folgt dar: 

 

 

 

 

Sicherstellungsmittel und Vertragsstrafen 

 

F 31 Zur Einhaltung von Vertragsbestimmungen wurden in den Raumordnungsverein-

barungen unterschiedliche Sicherungsmittel wie die Möglichkeit von Rückwidmun-

gen, Vertragsstrafen und Vorkaufsrechte vorgesehen.  

 

F 32 Die Vertragsstrafen betrafen vor allem die Nichterrichtung von Bauten, Nichter-

richtung und Nichtvergabe vereinbarter Wohnungsflächen (m²BGF), den 

Anzahl Anmerkung

34 Bauvollendungsanzeigen vorhanden, Projekte abgeschlossen

10 Baubeginnsanzeige vorhanden, Projekte in Bau befindlich

7 behördlicher Baubescheid vorhanden, Projekte in Bearbeitung

2
rechtskräftige Bebauungspläne aus 2023; Altbauten vorhanden; noch kein behördlicher 

Bewilligungsbescheid vorhanden;  

5 rechtskräftige Bebauungspläne aus den Jahren 2015, 2016, 2017, 2018, 2020 liegen auf

58 Summe der Anzahl

Bebauung der Grundstücke
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nichtvertragsgemäßen Verkauf von Wohnungen, Nichterfüllung von Sanierung und 

Erhaltung eines Gebäudes oder die Nichtschaffung von Arbeitsplätzen. 

 

F 33 Im Rahmen der Prüfung stellte der Stadtrechnungshof fest, dass seitens der 

MD/00 – Wirtschaftsservice keine Überprüfung der abgeschlossenen Raumord-

nungsvereinbarungen auf Einhaltung der vereinbarten Leistungen erfolgte. Folge 

dessen wurden im geprüften Zeitraum auch keine Vertragsstrafen verhängt.  

 

F 34 In 31 von 58 Raumordnungsvereinbarungen war ein Vorkaufsrecht durch die Stadt 

vorgesehen. Bei 26 von 31 Raumordnungsvereinbarungen wurde das Vorkaufs-

recht der Stadt nicht ins Grundbuch einverleibt, obwohl dies in den Raumord-

nungsvereinbarungen so vorgesehen war. 

 

E 5 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 - Wirtschaftsservice sollte 

bei jenen Raumordnungsvereinbarungen, bei denen die Einverleibung ei-

nes Vorkaufsrechtes zwar vereinbart, aber nicht vollzogen wurde, nach-

träglich die Einverleibung im Grundbuch durchführen. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Einleitend ist festzuhal-

ten, dass die Einverleibung im Grundbuch oft erst Jahre nach der Baufertigstellung 

möglich ist (Voraussetzung für die Einverleibung von Vorkaufsrechten ist die Be-

gründung und Einverleibung von Wohnungseigentum). Trotzdem ist die vertragli-

che Absicherung auch mit einer späteren Verbücherung ein geeignetes Siche-

rungsmittel. Die prüfungsgegenständlichen Fälle wurden von der MD/00-Wirt-

schaftsservice überprüft.  

Bei 21 Raumordnungsvereinbarungen ist derzeit eine Verbücherung nicht möglich. 

In jenen Fällen, in denen eine Verbücherung möglich ist, findet derzeit die Bear-

beitung statt. 

 

F 35 In allen 58 Raumordnungsvereinbarungen war eine Überbindungspflicht der Ver-

tragspartner:innen auf deren Erben oder andere Rechtsnachfolger:innen enthal-

ten. 

 

F 36 Der Stadtrechnungshof weist in Hinblick auf die Überbindungsverpflichtungen auf 

Rechtsnachfolger:innen darauf hin, dass mit zunehmendem zeitlichen Abstand und 

damit einhergehenden eventuellen Eigentümer:innenwechseln das Risiko zu-

nimmt, dass auf nachfolgende Vertragspartner:innen keine Überbindung mehr er-

folgt oder die Vertragsklauseln nicht umgesetzt werden. In einer von der Stadt 

Salzburg beauftragten Untersuchung, schlägt der Autor die Veröffentlichung von 
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Raumordnungsvereinbarungen – unter Beachtung der datenschutzrechtlichen 

Bestimmungen - vor, damit sich auch spätere Eigentümer:innen Kenntnis über die 

Vereinbarungen verschaffen können. 

 

E 6 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 - Wirtschaftsservice sollte 

eine Veröffentlichung der abgeschlossenen und zukünftig abzuschließen-

den Raumordnungsvereinbarungen prüfen, damit sich auch spätere Ei-

gentümer:innen Kenntnis über die Vereinbarungen verschaffen können. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Gemäß § 6 Abs 1 Infor-

mationsfreiheitsgesetz IFG sind Informationen von allgemeinem Interesse ab 

1.9.2025 zu veröffentlichen. Von allgemeinem Interesse sind Informationen dann, 

wenn sie für einen größeren Personenkreis relevant sind. Beispielsweise sind das 

auch Verträge. Bei Raumordnungsverträgen könnte aber das Betriebsgeheimnis 

entgegenstehen. Für Wien gibt es in der Bauordnung für Wien eine gesetzliche 

Grundlage, eine Zusammenfassung der wesentlichen Vertragsinhalte ohne perso-

nenbezogene Daten natürlicher oder juristischer Personen im Internet auf einer 

bestimmten Homepage zu veröffentlichen. Die Stadt Salzburg ist diesbezüglich im 

Austausch mit anderen Landeshauptstädten. Vor dem 1.9.2025 abgeschlossene 

Vereinbarungen könnten wohl nur mit Zustimmung der Vertragspartner veröffent-

licht werden. 

 

 

Informationspflicht der Vertragspartner:innen 

 

F 37 In den Raumordnungsvereinbarungen verpflichteten sich die Vertragspartner:in-

nen die Stadt unverzüglich ab Verwirklichung des jeweils gegenständlichen Bau-

projektes schriftlich zu verständigen. Bei Unterlassung einer Verständigung der 

Stadt wurde für jeden auf den Beginn der Verständigungspflicht darauffolgenden 

Monat eine Vertragsstrafe vereinbart. 

 

F 38 Ein Vertragspartner übermittelte ein Informationsschreiben an die Stadt. Bei 33 

von 34 Raumordnungsvereinbarungen hielten die Vertragspartner:innen die Infor-

mationspflicht nicht ein. Bei Nichterfüllung war in den Vereinbarungen ein Betrag 

in der Höhe von € 100,- je verstrichenen Monat zu entrichten gewesen. Die 

MD/00 - Wirtschaftsservice hob die vereinbarten Pönalen nicht ein bzw veran-

lasste auch nicht deren Einhebung. 
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Überprüfung der Vereinbarungen 

 

F 39 Die Stadt schloss mit den Vertragspartner:innen zwar Raumordnungsvereinbarun-

gen ab und erfüllte ihre vertraglichen Verpflichtungen, in der Folge wurde die Ein-

haltung der Vereinbarungen aber von keiner Dienststelle in der Stadt mehr voll-

umfänglich kontrolliert. Die MA 3/03 - Wohnservice überprüfte, soweit sie von den 

abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen Kenntnis hatte, auf eigene Initi-

ative die Einhaltung der Wohnungsvergaberechte. Die Überprüfung, ob weitere 

Vertragspunkte von den Vertragspartner:innen erfüllt wurden, wurde in keiner 

Dienststelle der Stadt durchgeführt. 

 

E 7 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 – Wirtschaftsservice sollte 

die abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen auf deren Einhaltung 

kontrollieren und bei Verstößen die vereinbarten Konventionalstrafen 

einfordern. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die MD/00-Wirtschafts-

service wird die abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen auf deren Einhal-

tung kontrollieren und bei Verstößen die vereinbarten Konventionalstrafen einfor-

dern. 

 

 

Stichprobenmäßige Prüfung von Vereinbarungen 

 

F 40 Der Stadtrechnungshof überprüfte stichprobenartig 17 Projekte der 58 Raumord-

nungsvereinbarungen.  

 

F 41 Bei 10 Projekten war ein Wohnungsvergaberecht der Stadt vereinbart. Davon ent-

sprach bei sechs Projekten die Anzahl der Wohnungen den Raumordnungsverein-

barungen. Bei drei Projekten erhöhte sich die Anzahl der durch die Stadt zu ver-

gebenden Wohnungen. Bei einem Projekt (General-Keyes-Straße) konnten keine 

Wohnungen durch die Stadt vergeben werden. 

 

F 42 Bei den anderen 7 Projekten waren keine Wohnungsvergaberechte für die Stadt 

vereinbart. Die Raumordnungsvereinbarungen beinhalteten unter anderem Fest-

legungen zur Vermietung nach dem Richtwertmietzinssatz oder zur Revitalisierung 

alter Gebäude. Als Sicherstellung wurden teilweise Vorkaufsrechte für die Stadt 

vereinbart. Es fand keine Überprüfung statt, ob die Miete dem Richtwertmietzins 

entsprach. 
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Bauprojekt General-Keyes-Straße 

 

F 43 Die Eigentümerin der Objekte entlang der General-Keyes-Straße führte im 

Jahr 2004 einen Architekturwettbewerb für die Neugestaltung der Bebauung 

durch. Geplant war eine Sanierung der Bestandsbauten und die Errichtung von 

Tiefgaragen sowie die Errichtung von zwei Neubauten. Diese Bauvorhaben mach-

ten auch die Änderung des damals bestehenden Bebauungsplanes notwendig. Im 

Zuge der Bebauungsplanänderung wurde auch eine zivilrechtliche Vereinbarung 

zwischen der Stadt und der neuen Eigentümerin (Vertragspartnerin) betreffend 

die Neugestaltung der General-Keyes-Straße abgeschlossen. 

 

F 44 In der Folge kam es zu Umplanungen und 2016 zu einer neuerlichen Änderung 

des Bebauungsplanes und dem Abschluss einer Raumordnungsvereinbarung sowie 

einer Zusatzvereinbarung zur Neugestaltung der General-Keyes-Straße. 

 

F 45 Im Zuge der Neugestaltung der General-Keyes-Siedlung beabsichtigte die neue 

Eigentümerin (Vertragspartnerin) zum Zweck der Aufschließung und Attraktivie-

rung der General-Keyes-Siedlung die General-Keyes-Straße umzubauen und einen 

Geh- und Radweg inkl Brücke zu errichten. Vorgesehen waren hierzu auch die 

Durchführung entsprechender Grundstückstausche und Grundabtretungen. Ver-

einbart wurde auch der Um- und Neubau der General-Keyes-Straße. Die Kosten 

für die Maßnahmen sollte laut Vereinbarung die Vertragspartnerin tragen. 

 

F 46 Für den Fall der nicht fristgemäßen Umsetzung der Maßnahmen wurde vereinbart, 

dass die Vertragspartnerin der Stadt für die abgetretenen Grundflächen einen 

Kaufpreis iHv € 412.000,- (zuzüglich Indexierung) und für die Straßensanierung 

einen Beitrag von € 400.000,- (zuzüglich Indexierung) zu leisten hat. Bei Nicht-

ausführung des vereinbarten Geh- und Radwegs hatte die Vertragspartnerin die 

dafür aufzuwendenden Kosten zu übernehmen.  

 

F 47 Die Vertragspartnerin kam ihrer Verpflichtung aus den Vereinbarungen zur Neu-

gestaltung der General-Keyes-Straße nur dahingehend nach, dass sie den verein-

barten Geh- und Radweg errichtete. Der Um- und Neubau der General-Keyes-

Straße wurde nicht ausgeführt, wodurch die vereinbarten Pönalzahlungen fällig 

wurden. Die Pönalzahlungen wurden von der Vertragspartnerin bis Mitte 2025 je-

doch nicht geleistet. 

 

F 48 Die Forderungen der Stadt wurden mit zwei Bankgarantien besichert. Die Stadt 

verzichtete jedoch auf die Verlängerung einer Bankgarantie in Höhe von 
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€ 450.000,- zur Besicherung ihrer Ansprüche, obwohl die mit dieser Bankgarantie 

abgesicherten Verpflichtungen seitens der Vertragspartnerin zum Zeitpunkt des 

Verzichts nicht erfüllt waren. 

 

F 49 In den Vereinbarungen wurde zusätzlich die Sicherstellung von Leitungsdienstbar-

keiten für die Stadt durch Einverleibung im Grundbuch vereinbart. Die Einverlei-

bung erfolgte nicht. 

 

E 8 Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 – Wirtschaftsservice sollte 

veranlassen, dass die in den Verträgen vereinbarten Sicherstellungen von 

Leitungsdienstbarkeiten auch im Grundbuch eingetragen werden. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Für das anhängige Ver-

fahren ist die MA 4 zuständig. 

 

F 50 Im Jahr 2016 wurde im Zuge der Abänderung des Bebauungsplanes, mit welcher 

die bebaubare Bruttogeschoßfläche um ca 1.900 m² erweitert wurde, mit der Ei-

gentümerin auch eine Raumordnungsvereinbarung abgeschlossen. 

 

F 51 Inhalt der Raumordnungsvereinbarung war, dass im Ausmaß des Dichtegewinnes 

Wohnungen in den Bestandsgebäuden dauerhaft als geförderte Mietwohnungen zu 

vermieten waren. Die Geltung dieser Bindung wurde auf jedenfalls 50 Jahre fest-

gelegt. Für die Hälfte dieser Wohnungen wurde ein Zuweisungsrecht für die Stadt 

vereinbart. 

 

F 52 Der Großteil des Projektes wurde bis 2021 umgesetzt.  

 

F 53 Die Stadt trat an die Vertragspartnerin heran und forderte sie zur Erfüllung der 

vereinbarten Verpflichtungen auf. In der Folge wurden zwischen der Stadt und der 

Vertragspartnerin mehrmals Vergleichsverhandlungen geführt. Im Jahr 2023 be-

schloss der Gemeinderat für den Fall des Scheiterns der Vergleichsverhandlungen 

die Klagsführung gegen die Vertragspartnerin. Bis Mitte 2025 wurden die Ver-

gleichsverhandlungen mit der Vertragspartnerin weitergeführt und keine Klage 

eingebracht.  

 

F 54 Bis Mitte 2025 wurden von der Vertragspartnerin der Stadt keine Wohnungen zur 

Vergabe zur Verfügung gestellt und auch die vertragskonforme Vermietung der 

restlichen in der Raumordnungsvereinbarung genannten Wohnungen nicht nach-

gewiesen. 
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F 55 Nach den Erhebungen des Stadtrechnungshofes fielen bis 30.06.2025 rund 

€ 2,2 Mio an Forderungen gegenüber der Vertragspartnerin an, da für die Nicht-

einhaltung der Verpflichtungen in der Raumordnungsvereinbarung ebenfalls Kon-

ventionalstrafen vereinbart wurden. Die möglichen Verzugszinsen und eigenen 

Rechtsberatungskosten der Stadt wurden in dieser Aufstellung nicht berücksich-

tigt. 
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Bericht des Stadtrechnungshofs 

 

über die Prüfung 

der Raumordnungsvereinbarungen 

in den Jahren 2013 bis 2023 
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1 Prüfungsgrundlagen  

1.1 Anlass der Prüfung 

Die Gemeinderatsfraktion Bürgerliste/Die Grünen beauftragte am 18.11.2021 gemäß 

§ 35 Abs 2a GGO den Stadtrechnungshof zu erheben, wie viele und welche Raumord-

nungsvereinbarungen nach § 18 ROG 2009 im Zeitraum 2013 bis 2021 abgeschlossen 

wurden. Des Weiteren war zu prüfen, welche Sicherungsmittel vorgesehen waren und ob 

diese auch eingehalten wurden. Zudem war zu prüfen, welche Abteilungen nach der GEM 

(vormals VAP) für die Vorbereitung, den Abschluss und die Durchführung der Vereinbarun-

gen gemäß § 18 ROG 2009 verantwortlich waren und wer bzw. welche Abteilung die Ein-

haltung der Vereinbarung zu überprüfen hatte. 

 

Der Prüfungszeitraum wurde amtswegig um die Jahre 2022 und 2023 ausgeweitet. 

 

1.2 Prüfkompetenz 

Dem Stadtrechnungshof obliegt gemäß § 52a Salzburger Stadtrecht2 die Prüfung der Ge-

barung der Stadt in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches. Der Abschluss 

von zivilrechtlichen Vereinbarungen gemäß § 18 ROG 2009 erfolgte im eigenen Wirkungs-

bereich der Stadt, da die Stadt gem Art 116 Abs 2 B-VG als selbständiger Wirtschaftskör-

per privatrechtliche Verträge abschließen kann und die Privatwirtschaftsverwaltung gemäß 

Art 118 Abs 2 B-VG zu den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches zählt. Der Ab-

schluss von Raumordnungsvereinbarungen hat für die Stadt Auswirkungen auf die Geba-

rung, da in den Vereinbarungen teilweise auch finanzielle Verpflichtungen (zB Konventio-

nalstrafen) der Vertragspartner:innen vereinbart waren. Die Prüfberechtigung war daher 

gegeben. 

 

1.3 Gegenstand und Umfang der Prüfung 

Die Prüfung umfasste alle Raumordnungsvereinbarungen, die die Stadt im Zeitraum von 

2013 bis 2023 abgeschlossen hat. 

 

1.4 Prüfungsziel und Prüfungsmaßstab 

Die Prüfungsziele waren: 

- Erhebung der abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen im geprüften Zeit-

raum 

 
2  Bis 1.4.2025 waren die Prüfungskompetenzen in § 52 Abs 1 Salzburger Stadtrecht geregelt. 
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- Prüfung der Zuständigkeit für den Abschluss und den Vollzug der Vereinbarungen 

in der Stadt 

- Prüfung des Vollzuges der Vereinbarungen nach deren Abschluss 

 

Nicht Prüfungsziel war die raumordnungsfachliche Prüfung, auf Erreichung der Ziele des 

Räumlichen Entwicklungskonzeptes in Hinblick auf die Vertragsraumordnung und, ob bei 

allen Widmungs- und Bebauungsgrundlagenänderungen nach den Weisungen der Ressorts 

Raumordnungsvereinbarungen abgeschlossen wurden. 

 

Prüfungsmaßstab waren die Bestimmungen in § 18 ROG 2009 und die dazu ergangene Ju-

dikatur sowie die publizierte Literatur. 

 

1.5 Prüfungssicherheit 

Der Umfang der Prüfungshandlungen des Stadtrechnungshofes bestimmte sich nach dem 

Maßstab einer begrenzten Prüfungssicherheit. Der Stadtrechnungshof beurteilte nur Sach-

verhalte, die er auch beschrieben und geprüft hat. 

 

1.6 Zeitlicher Ablauf der Prüfung 

- Prüfauftrag: 26.11.2021 

- Einführungsbesprechung: 08.07.2022 

- Zeitraum Prüfungshandlungen: Juli 2022 bis Juli 2025 

- Übermittlung Rohbericht an geprüfte Stelle: 11.08.2025 

- Schlussbesprechungen: 16.09.2025 und 18.09.2025 

- Übermittlung des Endberichts an Gemeinderatskanzlei: 29.09.2025 

 

1.7 Datenschutz und Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Seitens der MA 4 – Zivilrecht wurde darauf hingewiesen, dass der Rohbericht eine Infor-

mation zum Projekt General-Keyes-Straße enthält, deren Veröffentlichung die Verhandlun-

gen mit dem Vertragspartner negativ beeinflussen könnte. Der Stadtrechnungshof hat im 

Prüfbericht diese Information daher nicht mehr angeführt. 

 

Seitens der anderen Stellen wurden dem Stadtrechnungshof keine Bedenken hinsichtlich 

schützenswerter persönlicher Daten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bekannt-

gegeben. 
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1.8 Prüfungsunterlagen 

Dem Stadtrechnungshof standen im Rahmen der Prüfung folgende Unterlagen zur Verfü-

gung: 

- Vereinbarungen gemäß § 18 ROG 2009 

- Amtsberichte, Beschlussfassungen von Flächenwidmungsplänen, Bebauungsplänen 

der Grund- und Aufbaustufe 

- Akteneinsicht in die E++ Akte der mitwirkenden Ämter 

 

Grafiken und Tabellen des Berichts basieren, soweit nicht anders angegeben, auf den über-

mittelten Daten. 
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2 Rahmenbedingungen zum Abschluss von Raumordnungsverein-

barungen 

2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Die Raumordnung wird von einer Gemeinde grundsätzlich durch hoheitliche Akte (zB Flä-

chenwidmungs- oder Bebauungspläne) gestaltet. Die hoheitlichen Raumordnungsinstru-

mente eröffnen für die Grundeigentümer:innen gewisse Nutzungsmöglichkeiten und un-

tersagen andere Nutzungsmöglichkeiten. Die Realisierung dieser Nutzungsmöglichkeiten 

bleibt weitgehend der Entscheidung der Grundeigentümer:innen überlassen. Die Möglich-

keiten für Gemeinden, durch hoheitliche Akte gewünschte räumliche Entwicklungen zu er-

reichen, stoßen daher dort an ihre Grenzen, wo durch Bebauungsgrundlagen die Möglich-

keiten für zusätzlichen Wohnraum zwar geschaffen wird, die Grundeigentümer:innen diese 

Möglichkeiten jedoch nicht in Anspruch nehmen. Man spricht in diesem Zusammenhang 

auch von „Negativplanung“, da die hoheitlichen Instrumente der Raumplanung in der Regel 

lediglich eine widmungswidrige Verwendung untersagen, aber keine Verpflichtung zur wid-

mungskonformen Verwendung von Grundstücken bieten. Um eine aktive Steuerung zu er-

möglichen, wird als ergänzende Maßnahme zu den hoheitlichen Instrumenten auch auf 

privatrechtliche Verträge zurückgegriffen, die eine aktive Umsetzung der gewünschten Ver-

wendung erwirken (Positivplanung). Ein Instrument der Positivplanung stellt die Vertrags-

raumordnung dar. Im Rahmen der Vertragsraumordnung werden zwischen der Gemeinde 

und dem Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen privatrechtliche Verträge abge-

schlossen, die die Umsetzung von räumlichen Entwicklungszielen der Gemeinde zum Inhalt 

haben. 

 

Die Raumordnungsvereinbarungen ermöglichen einen Ausgleich zwischen den Interessen 

der Gemeinde als Planungsträger und des Grundeigentümers/der Grundeigentümerin. Das 

Interesse des Planungsträgers liegt im öffentlichen Interesse einer geordneten Entwicklung 

des Raumes, das Interesse des Grundeigentümers/der Grundeigentümerin liegt in der Re-

gel an einer bestmöglichen Nutzung seines privaten Grundeigentums.  

 

Gesetzliche Grundlagen 

Das Salzburger Raumordnungsgesetz3 (ROG) ermächtigte die Gemeinden in § 18 zur Si-

cherung der Entwicklungsziele Verträge mit den Grundeigentümer:innen zu schließen. Eine 

Verpflichtung zum Abschluss von Raumordnungsverträge ergab sich damit nicht. Verträge 

konnten insbesondere die Verwendung von Grundstücken, die Überlassung von Grundstü-

cken an Dritte und die Tragung von Infrastrukturkosten betreffen, wobei die Gemeinde 

 
3  LGBl Nr 30/2009 in der Fassung 121/2024 
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nicht auf diese Vertragsinhalte beschränkt war.4 Laut den Gesetzeserläuterungen sollte die 

beispielhafte Aufzählung von Vertragsinhalten die Gemeinden zur Anwendung der Ver-

tragsraumordnung anregen. Eine Beschränkung auf die Vertragsinhalte sollte damit nicht 

verbunden sein. Beispielhaft aufgezählt wurden im Gesetz auch anzuwendende Siche-

rungsmittel wie Konventionalstrafen, Vorkaufsrechte udgl. 

 

Im Zuge einer Novelle des Raumordnungsgesetzes im Jahr 20185 wurde ein zweiter Absatz 

in § 18 ROG eingefügt, der einleitend darauf hinweist, dass Festlegungen des Flächenwid-

mungs- oder Bebauungsplanes nicht ausschließlich vom Abschluss eines Raumordnungs-

vertrages abhängig gemacht werden dürfen. Raumordnungsverträge können daher nur als 

unterstützendes Mittel zur Erreichung von Entwicklungszielen eingesetzt werden und dür-

fen sohin keine zwingende Voraussetzung für eine hoheitliche Planungsmaßnahme sein. 

Dies entspricht auch der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes, der in einem Er-

kenntnis im Jahr 19996 die verpflichtende Verknüpfung von hoheitlicher Raumplanung und 

den Abschluss von privatrechtlichen Verträgen als verfassungswidrig erachtete. Laut Ver-

fassungsgerichtshof sei die zwingende Verknüpfung von Hoheitsakten und Verträgen im 

System der Bundesverfassung nicht vorgesehen und widerspreche diese auch dem Legali-

tätsprinzip. Darüber hinaus sieht § 18 Abs 2 aber eine Verknüpfung vor, wenn folgende 

Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

- Die Festlegungen müssen nach Maßgabe der raumordnungsrechtlichen Vorschriften 

grundsätzlich zulässig sein, 

- von den betroffenen Grundeigentümer:innen muss eine Änderung der bestehenden 

Festlegungen angestrebt werden und die betroffene Fläche muss den Bauland-Ei-

genbedarf der betroffenen Grundeigentümer:innen übersteigen und 

- die von der Gemeinde mit den Festlegungen angestrebten Entwicklungsziele dürfen 

nicht alleine durch hoheitliche Maßnahmen erreicht werden. 

 

In diesen Fällen ist der Abschluss eines Vertrages für die Gemeinde verpflichtend, wenn 

betreffend dem Verwendungszweck zwischen der Gemeinde und den Grundeigentümer:in-

nen über die Inhalte eines solchen Vertrages Einvernehmen besteht. Im Ergebnis kann sich 

die Gemeinde bei Vorliegen der Voraussetzungen einem Vertragsabschluss nicht mehr ent-

ziehen, wenn die Grundeigentümer:innen in die zur Herstellung der gesetzlichen Voraus-

setzungen für die betreffende Planungsentscheidung notwendigen vertraglichen Verpflich-

tungen einzuwilligen bereit sind.7 

 

 
4  Vgl Erläuterungen zur Regierungsvorlage zu LGBl Nr 30/2009 
5  LGBl 82/2017. 
6  Vgl Erkenntnis des VfGH VfSlg 15.625/1999 
7  Vgl Erläuterungen zur Regierungsvorlage zu LGBl Nr 82/2017 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 30 von 83 

Im Jahr 2024 trat zusätzlich eine Novelle der Bundesverfassung in Kraft, die der Landes-

gesetzgebung in den Angelegenheiten der örtlichen Raumplanung die Möglichkeit eröffnet, 

eine Koppelung von Hoheitsakten mit privatrechtlichen Verträgen vorzusehen.8 

 

2.2 Rahmenvorgaben zu Raumordnungsvereinbarungen in der Stadt Salzburg 

2.2.1 Räumliches Entwicklungskonzept (REK) 

Die Grundlage für die räumliche Entwicklung einer Gemeinde stellt gemäß § 23 Salzburger 

Raumordnungsgesetz das Räumliche Entwicklungskonzept dar. Die Aufstellung bzw Ände-

rung von Bebauungsplänen und Flächenwidmungsplänen hat auf Grundlage des räumlichen 

Entwicklungskonzeptes zu erfolgen. Das im geprüften Zeitraum für die Stadt geltende 

Räumliche Entwicklungskonzept stammte aus dem Jahr 2007 und enthielt eine Vielzahl an 

Zielen und Maßnahmen, die sich auf die Änderung von Bebauungsplänen und Flächenwid-

mungsplänen auswirkten.  

 

Ausgehend von der gesetzlichen Zielbestimmung in § 2 Abs 1 Z 1 Salzburger Raumord-

nungsgesetz, die eine Sicherung der räumlichen Existenzgrundlagen der Menschen für 

leistbares Wohnen, Arbeiten und Wirtschaften vorsah, enthielt auch das Räumliche Ent-

wicklungskonzept (REK) der Stadt Salzburg dementsprechende Zielsetzungen. Aus den 

Zielsetzungen des REK, insbesondere der Schaffung von ausreichend (leistbarem) Wohn-

raum und der Sicherung und dem Ausbau der Stadt Salzburg als Wirtschaftsstandort, lie-

ßen sich übergeordnete Entwicklungsziele ableiten, die unterstützend durch Raumord-

nungsverträge erreicht werden konnten. Das räumliche Entwicklungskonzept definierte fol-

gende konkrete Ziele, bei denen explizit auch der Einsatz von Raumordnungsverträgen als 

Maßnahme zur Zielerreichung vorgesehen war: 

− Ziel: Stärkung der Wohnfunktion in der Stadt Salzburg durch die Neuerrichtung von 

Wohnungen,9 Maßnahme: Widmung von mobilisierbaren Flächen, nicht nur auf Ba-

sis von Nutzungserklärungen, sondern ergänzend durch den Abschluss von freiwil-

ligen privatrechtlichen Verträgen;10  

− Ziel: Schaffung eines ausreichenden Angebots an geförderten Mietwohnungen,11 

Maßnahme: Sicherstellung eines hohen Mietwohnungsanteils von mindestens 50% 

über privatrechtliche Verträge;12 

− Ziel: Nutzung von bestehenden Flächenpotentialen durch konsequente Innenent-

wicklung;13 Maßnahme: Umwidmung von „Sonstigem Grünland“ unter Abschluss 

 
8  Vgl BGBl 89/2024 
9  Vgl Ziel A.2.2. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
10  Vgl Maßnahme A.2.2.5. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
11  Vgl Ziel A.2.4. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
12  Vgl Maßnahme A.2.4.1. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
13  Vgl Ziel A.4.1. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
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von privatrechtlichen Verträgen zur Sicherstellung von Planungszielen wie hohem 

Anteil an geförderten Mietwohnungen, Freiflächenanteilen, Durchwegung etc.14  

− Ziel: Schonung des kommunalen Haushaltes bei der Errichtung von projektabhän-

giger Infrastruktur;15 Maßnahme: Infrastruktur-Kostenbeteiligung von Betrieben 

auf freiwilliger, privatrechtlicher Basis.16 

 

Die im Räumlichen Entwicklungskonzept definierten Ziele und Maßnahmen stellten eine 

Selbstbindung der Gemeinde dar. 

 

2.2.2 Weisungen des Ressorts 

Die im Räumlichen Entwicklungskonzept getroffenen grundlegenden Zielvorgaben wurden 

durch Weisungen der Bürgermeister und der jeweiligen für die Raumordnung zuständigen 

Stadtregierungsmitglieder konkretisiert und erweitert.  

 

Im geprüften Zeitraum wurden die Weisungen mehrmals geändert bzw erfolgten teilweise 

Konkretisierungen. Im Zeitablauf stellten sich die, für die Raumordnungsvereinbarungen 

relevanten Vorgaben wie folgt dar: 

 

Geltungs-
zeitraum 

Vorgaben für 

Umwidmungen 
 

− von Grünland in Bauland 

− von Gewerbe in Wohnen 

 

Aufzonierungen 

ab 2013 − jeweils 75 % Mietwohnungsanteil 

(50 % Miete/25 % Miet-Kauf) 

− Geförderter Mietwohnbau im Aus-

maß des Flächenpotentials durch 

die Dichteerhöhung oder mindes-

tens 25 % des Gesamtvolumens 

− Alternative: Sicherstellung der 

Mieten nach Richtwertmietzins 

ab 2016 Punkte wurden so beibehalten Bruttogeschoßflächenzuwachs: 

− > 1000 m²: 50 % bis 100 % die-

ser Flächen für geförderten Miet-

wohnbau zu widmen (Zielwert: 

75 %) 

− <1000m² und geförderter Miet-

wohnbau nicht umsetzbar: Fläche 

ist im Ausmaß von 50 % bis 

100 % für förderbare 

 
14  Vgl Maßnahme A.4.1.5. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
15  Vgl Ziel A 5.2. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
16  Vgl Maßnahme A.5.2.1. des Räumlichen Entwicklungskonzeptes 2007 
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Eigentumswohnungen mit einer 

m²-Preis-Obergrenze zu verwen-

den. 

− < 400 m²: kein Abschluss einer 

Raumordnungsvereinbarung  

ab 2019 − Mind 50 % geförderte Mietwoh-

nungen 

− 25 % geförderte Mietwohnungen, 

Mietkauf-Wohnungen oder förder-

bare Eigentumswohnungen mit 

reduziertem Kaufpreis 

− Max 25 % förderbare Eigentums-

wohnungen, Kaufpreisbindung 

entsprechend Wohnbauförderung 

Bruttogeschoßflächenzuwachs: 

− > 300 m²: 75 % im öffentlichen 

Interesse zu verwenden, zB für: 

▪ förderbare Eigentumswohnun-

gen mit reduziertem Kaufpreis, 

▪ geförderte Mietwohnungen mit 

Mietzinsbindung, 

▪ Mietwohnungen zum Sbg 

Richtwertzins, 

▪ öffentliche/halböffentliche Nut-

zung von Durchwegungen und 

Grünflächen oder  

▪ Schaffung von Arbeitsplätzen 

− < 300 m²: kein Abschluss einer 

Raumordnungsvereinbarung 

ab 2021 − Konkretisierung des Vorgehens 

bei Verkäufen von förderbaren Ei-

gentumswohnungen von gewerb-

lichen Bauträgern 

− Ergänzung: Bei Aufzonierung in-

folge einer Abbruchbewilligung 

waren 100 % anstatt 75 % der 

zusätzlichen Flächen dem öffentli-

chen Interesse zuzuführen. 

ab 2023 − Ergänzung: Berechnung reduzier-

ter Kaufpreis bei Baurechtswoh-

nungseigentum 

− Ergänzung: Berechnung reduzier-

ter Kaufpreis bei Baurechtswoh-

nungseigentum 

 

Die Weisungen enthielten Vorgaben für Umwidmungen von Grünland in Bauland bzw von 

Gewerbegebieten in Wohngebiete und für Bebauungsplanänderungen bei Aufzonierungen.  

 

Bei Umwidmungen waren im gesamten Prüfungszeitraum 75 % des geschaffenen Wohn-

raumpotentials im öffentlichen Interesse zu verwenden, wobei sich die konkrete Zusam-

mensetzung im Zeitablauf änderte. Ab 2019 wurde auch die Möglichkeit der Schaffung von 

Eigentumswohnungen mit reduziertem Kaufpreis vorgesehen. 

 

Bei Aufzonierungen variierte im Zeitablauf die Vorgabe jenes Anteils an zusätzlichem Flä-

chenpotential, der dem öffentlichen Interesse zuzuführen war und auch die Vorgaben, wel-

cher Zweckbindung der Anteil zuzuführen war.  
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2.3 Abschluss von Raumordnungsvereinbarungen 

Auf Basis der gesetzlichen Ermächtigungen in § 18 ROG, der Zielvorgaben des Räumlichen 

Entwicklungskonzeptes und der Weisungen der Ressorts wurden in der Stadt Salzburg laut 

Auskunft der MA 5/03 - Stadtplanung Raumordnungsvereinbarungen im Zuge von Raum-

ordnungsverfahren abgeschlossen, bei denen die Entwicklungsziele der Stadt alleine durch 

hoheitliche Maßnahmen nicht erreicht werden konnten. Dies betraf die Sicherstellung von 

leistbarem Wohnraum, von öffentlichen und halböffentlichen Nutzungen (zB soziale Infra-

struktur), die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie die Flächen zur Umsetzung von Infra-

strukturprojekten (zB Ausbau und Neubau von Gemeindestraßen). 

 

Auf Basis der Weisungen waren Raumordnungsvereinbarungen bei Widmungsänderungen 

abzuschließen, die Wohnnutzungen zuließen und bei Aufzonierungen in Bebauungsplänen.  

 

  



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 34 von 83 

3 Ablauforganisation bei Raumordnungsvereinbarungen 

Die nachfolgende Grafik zeigt den Prozess der Errichtung der Raumordnungsvereinbarun-

gen beginnend mit der Initiative zur Änderung von Bebauungsgrundlagen, der Festlegung 

der Rahmenbedingungen, dem Verfahren einer Änderung des Flächenwidmungs- / bzw 

Bebauungsplanes bis zur Durchführung, Überprüfung und Evidenzhaltung von abgeschlos-

senen Vereinbarungen. 

 

 

 

Der Prozess zur Erstellung einer Raumordnungsvereinbarung war ämterübergreifend ge-

staltet. In diesen Prozess waren die folgenden Ämter des Magistrats eingebunden: 

− MD/00 – Wirtschaftsservice17, 

− MA 5/03 – Stadtplanung und  

− MA 3/03 – Wohnservice. 

 

3.1 Initiative zur Änderung der baulichen Rahmenbedingungen 

Dem Abschluss einer Raumordnungsvereinbarung vorgelagert war die Notwendigkeit einer 

Änderung des Flächenwidmungsplanes oder einer Änderung des Bebauungsplanes. Die Ini-

tiative zur Änderung bzw Verbesserung der Bebauungsbedingungen ging in der Regel von 

den Grundeigentümer:innen bzw Projektwerber:innen aus. Dies war in der Regel dadurch 

bedingt, dass bei den Grundeigentümer:innen auch ein Interesse an einer Verbesserung 

der Bebauungsbedingungen gegeben sein musste und damit auch eine Bereitschaft 

 
17  vormals Magistratsdirektion MD/04 - Wirtschaft, Beteiligung und Grundstücke 
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bestand, im Gegenzug für eine bessere Nutzbarkeit eines Grundstückes eine zivilrechtliche 

Verpflichtung einzugehen.  

 

In Einzelfällen ging laut Auskunft der MA 5/03 - Stadtplanung die Initiative auch von der 

Stadt aus, wenn ein besonderes öffentliches Interesse vorlag (zB bei Erweiterungen von 

Verkehrsflächen, Behebung von Planungsmissständen, Änderungen der gesetzlichen Rah-

menbedingungen). 

 

Mit der Initiative der Änderungen wurde in der Folge die MA 5/03 - Stadtplanung befasst. 

Sie gab fachliche Auskünfte betreffend den Vorgaben lt rechtswirksamen Flächenwid-

mungs- und Bebauungsplan und erarbeitete unter Einhaltung des REK und den Vorgaben 

der Politik (Weisungen) planungsfachliche Rahmenbedingungen für eine allfällige Änderung 

des Flächenwidmungsplans und Bebauungsplans (Widmungsänderung, Dichteerhöhung). 

 

Diese Rahmenbedingungen wurden dem Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen zur 

Kenntnis gebracht.  

 

3.2 Änderung der Rahmenbedingungen und Festlegung von Planungszielen 

Entschieden sich die Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen auf Basis der kommu-

nizierten Rahmenbedingungen eine Projektänderung anzuregen, wurde das Ressort dar-

über informiert. 

 

War gemäß dem im geprüften Zeitraum geltenden Parteienübereinkommen ein städtebau-

liches Verfahren oder ein Architekturverfahren durchzuführen, wurden vom Amt „städte-

bauliche Rahmenbedingungen“ unter Berücksichtigung der zuvor ausgearbeiteten pla-

nungsfachlichen Inhalte erstellt. Diese Rahmenbedingungen wurden dem Gemeinderat 

zum Beschluss vorgelegt.  

 

In jenen Fällen, in denen gemäß den politischen Weisungen eine Raumordnungsvereinba-

rung gem § 18 ROG abzuschließen war, wurden von der MA 5/03 - Stadtplanung in Vorbe-

reitung einer solchen Vereinbarung Planungsziele erarbeitet. Diese Planungsziele wurden 

den Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen zur Kenntnis gebracht. Auf dieser 

Grundlage wurde von den Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen eine einseitige Er-

klärung zur Bestätigung der Einhaltung der Planungsziele abgegeben. 

 

Nach Abgabe der einseitigen Erklärung der Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen 

zur Bestätigung der Einhaltung der Planungsziele wurden diese an die Dienststelle 

MD/00 - Wirtschaftsservice zur Verhandlung der sonstigen Inhalte mit den Grundeigen-
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tümer:innen/Projektwerber:innen und Ausarbeitung einer Raumordnungsvereinbarung 

übermittelt. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Seitens der MD/00 – Ma-

gistratsdirektion wurden eigenständig inhaltliche Verhandlungen unter Einbindung anderer 

Dienststellen und Ressorts geführt, mit dem Ergebnis zusätzlicher und von den Planungs-

zielen abweichender Vertragsinhalte in den ROG-Vereinbarungen.  

Die vielfache Einflussnahme vieler Dienststellen zu einem sehr frühen Stadium der Stan-

dortentwicklung zu detaillierten Inhalten, welche erst zu einem viel späteren Zeitpunkt (zB 

im Rahmen des Architekturwettbewerbes) Gegenstand einer Projektentwicklung sind, hat 

in der Vergangenheit erhebliche Mehraufwände verursacht und führte zu Konflikten in der 

weiteren Projektentwicklung. Dadurch verzögerten sich Prozesse zur Erreichung der Pla-

nungsziele der Stadt erheblich. 

Generell war für die MA 5/03 - Stadtplanung in der Vergangenheit nicht immer nachvoll-

ziehbar, welche zusätzlichen Vertragsinhalte – über die Planungsziele hinaus bzw. davon 

abweichend – aufgenommen wurden und aus welchen Gründen. Die MA 5/03 - Stadtpla-

nung regt daher an, dass zusätzliche Vertragsinhalte, die über die vom Planungsausschuss 

bzw. Stadtsenat beschlossenen Planungsziele hinausgehen, ebenfalls einer politischen Be-

schlussfassung unterliegen sollen. 

 

Die MA 5/00 - Raumplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die in der Stellungnahme 

der MA 5/03 – Stadtplanung enthaltenen Aussagen stellen nicht die Sicht der Abteilung 

dar. So werden die Kritikpunkte iZm den (wohl notwendigen) Vertragsverhandlungen der 

MD/00 wie zu den – ebenfalls sinnstiftenden - ergänzenden Inhalten in dieser Form nicht 

mitgetragen. 

 

Parallel zu den Verhandlungen über die sonstigen Inhalte der Raumordnungsvereinbarung 

wurde von der MA 5/03 - Stadtplanung das Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungs-

plans/Bebauungsplans eingeleitet.  

 

3.3 Erstellung von Raumordnungsvereinbarungen 

Auf Basis der Planungsziele erstellte die MD/00 - Wirtschaftsservice die Raumordnungsver-

einbarung. Die - das konkrete Bauprojekt betreffenden - Rahmenbedingungen wurden 

auch in der Raumordnungsvereinbarung beschrieben.  

 

Die MD/00 - Wirtschaftsservice stimmte die Planungsziele mit den zuständigen Fachämtern 

ab. Die Gespräche mit den Grundstückseigentümer:innen/Projektwerber:innen führte in 

der Folge hinsichtlich Pönale, Sicherstellungsmittel etc die MD/00 – Wirtschaftsservice.  
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Einbezogen in die Erstellung der Raumordnungsvereinbarung war in erster Linie auch die 

MA 3/03 - Wohnservice, wenn Wohnungsvergaberechte der Stadt zu berücksichtigen wa-

ren.  

 

Mitwirkung der MA 3/03 – Wohnservice 

Die MA 3/03 - Wohnservice erstellte aufgrund von Wohnungsanfragen bzw des Wohnbe-

darfs eine jährliche Wohnungs-Bedarfsaufstellung. Auf dieser Basis wurden Empfehlungen 

für Wohnungen und Wohnungsgrößen bei den jeweiligen Projekten von der MA 3/03 – 

Wohnservice bekanntgegeben.  

 

Die MA 3/03 – Wohnservice wurde von der MD/00 - Wirtschaftsservice oder von der 

MA 5/03 – Stadtplanung über die Errichtung einer Raumordnungsvereinbarungen infor-

miert und zur Stellungnahme aufgefordert. Die von den Projektwerber:innen übermittelten 

Pläne wurden an die MA 3/03 – Wohnservice weitergeleitet. Die Festlegung, welche Flächen 

oder Wohnungen/Wohnungsgrößen durch die Stadt vergeben werden konnten, erfolgte 

unter Mitwirkung der MA 3/03 – Wohnservice.  

 

Erhielt die MA 3/03 – Wohnservice Kenntnis, dass ein Wohnprojekt geplant wurde, wurde 

die Mitwirkung betreffend Wohnungsvergabe von der MA 3/03 - Wohnservice aktiv einge-

fordert. Dies betraf in der Regel die gemeinnützigen Bauvereinigungen.  

 

Die MA 3/03 – Wohnservice gab ihre projektbezogene Stellungnahme zu den Raumord-

nungsvereinbarungen als Empfehlung an die MD/00 - Wirtschaftsservice oder die 

MA 5/03 – Stadtplanung ab. Die bekanntgegebenen Wohnungsgrößen wurden in die 

Raumordnungsvereinbarungen aufgenommen.  

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Im Zusammenhang mit 

geförderten Mietwohnungen wurde von der MA 5/03 – Stadtplanung mehrfach angeregt, 

dass die MA 3/03 - Wohnservice zum Zeitpunkt der Standortentwicklung (und damit pa-

rallelen Abschluss des Raumordnungsvertrags) nicht schon die Wohnungsgrößen oder -

anzahl festlegt, sondern lediglich die grundsätzliche Zusicherung von (zu einen späteren 

Zeitpunkt zu konkretisierenden) Vergaberechten einfordert und einen Wohnungsmix nur 

empfiehlt, da noch kein konkretes Projekt vorliegt, das im Zuge des Prozesses erst entwi-

ckelt werden muss. 

 

Laut Auskunft der MA 3/03 – Wohnservice erhielt diese im geprüften Zeitraum nicht alle 

abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen. Die MA 3/03 – Wohnservice hatte des-

halb auch keine vollständige Sammlung der Raumordnungsvereinbarungen, in welchen 

Wohnungsvergaberechte der Stadt enthalten waren. Seit 2022 wurden die 
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Raumordnungsvereinbarungen über das stadteigene Aktenverwaltungsprogramm E++ von 

der MD/00 - Wirtschaftsservice für die MA 3/03 – Wohnservice freigeschalten. Die 

MA 3/03 – Wohnservice hielt diese im eigenen Amt in Evidenz. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Die MA 3/03 – Wohnservice erhielt nicht alle Raum-

ordnungsvereinbarungen, in welchen Wohnungsvergaberechte der Stadt vereinbart waren.  

 

3.4 Änderung des Flächenwidmungs- und/oder Bebauungsplanes 

Nach Abschluss des Verfahrens und nach einseitiger Unterfertigung der Raumordnungs-

vereinbarung durch die Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen wurde der Amtsbe-

richt zur Änderung der Verordnungen den gemeinderätlichen Gremien zur Beschlussfas-

sung vorgelegt. Nach Beschluss der Verordnungen erfolgte in der Folge die Unterschrift der 

Raumordnungsvereinbarung durch den Bürgermeister.  

 

3.5 Durchführung einer Raumordnungsvereinbarung 

Nach Abschluss der Raumordnungsvereinbarungen waren diese evident zu halten, die Ein-

haltung der Vereinbarungen zu prüfen und vereinbarte Konventionalstrafen und Sicher-

stellungsmittel einzufordern. Die Raumordnungsvereinbarungen wurden in der 

MD/00 - Wirtschaftsservice zentral verwaltet. 

 

Gemäß Geschäftseinteilung des Magistrates (GEM 2022) war die MD/00 – Magistratsdirek-

tion im Bereich Wirtschaftsservice, Förderungen und Bodenpolitik unter anderem auch für 

die Durchführung von Raumordnungsvereinbarungen zuständig.18 Die MD/00 - Wirt-

schaftsservice vertrat im Rahmen der Prüfung unter Berufung auf die historischen Unter-

lagen zur erstmaligen Einführung der Bodenpolitik in den Aufgabenkatalog des Magistrates 

die Ansicht, dass unter dem Begriff der „Durchführung“ nur die grundbücherliche Durch-

führung zu verstehen sei, die weitere Evidenzhaltung und Nachverfolgung der Einhaltung 

der in den Verträgen geschlossenen Vereinbarungen falle daher nicht in den Aufgabenbe-

reich der Magistratsdirektion, sondern liege bei den Fachämtern (MA 5/03 - Stadtplanung, 

MA 3/03 - Wohnservice). Der Stadtrechnungshof teilt die Rechtsansicht der Magistratsdi-

rektion nicht. Im Jahr 1994 wurde vom Gemeinderat eine Abteilung 12 – Bodenpolitik ein-

gerichtet, deren Aufgabe unter anderem auch in der Vorbereitung, dem Abschluss und der 

Durchführung von Raumordnungsvereinbarungen lag. Laut den historischen Unterlagen 

 
18  Im geprüften Zeitraum kam es in Folge einer Evaluierung von Aufgaben, Strukturen und Prozessen (vgl Amts-

bericht Zahl: MD/00/44300/2019/240) und der darauf folgenden Neuerlassung einer Geschäftseinteilung des 

Magistrates (vormals Verwaltungsgliederungs- und Aufgabenverteilungsplan [VAP]) zu einer Eingliederung 

der Aufgaben der Bodenpolitik von der MD/04 – Wirtschaft, Beteiligungen und Grundstücke in die MD/00 – 
Wirtschaftsservice. Inhaltlich blieben die Aufgaben jedoch unverändert. 
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sollte diese Abteilung in substantieller Hinsicht die Raumordnungsvereinbarungen abwi-

ckeln, wozu auch die Vertragsabwicklung zählte. Die Zuordnung dieses Aufgabenbereiches 

zu den Abteilungen änderte sich zwar im Zeitablauf, nicht aber die Aufgabenumschreibung. 

Letztlich war es daher klar auch Aufgabe der MD/00 – Wirtschaftsservice, die Abwicklung 

der Raumordnungsvereinbarungen zu administrieren. 

 

Die Fachämter gingen davon aus, dass die MD/00 - Wirtschaftsservice für die Evidenzhal-

tung und Nachverfolgung zuständig war. Seitens der MA 3/03 - Wohnservice erfolgte eine 

Nachverfolgung der abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen, soweit die 

MA 3/03 - Wohnservice von einer Vereinbarung Kenntnis hatte, in Hinblick auf die Einhal-

tung der Wohnungsvergaberechte.  

 

Der Stadtrechnungshof stellte im Zuge seiner Prüfung fest, dass nach dem Abschluss einer 

Raumordnungsvereinbarung keine Dienststelle in der Stadt die Nachverfolgung der voll-

umfänglichen Einhaltung der vereinbarten Vertragsinhalte vornahm. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Laut GEM 2022 kam der MD/00 - Wirtschaftsservice 

die zentrale Verantwortung für die Vorbereitung, den Abschluss und auch die Durchführung 

der Raumordnungsvereinbarungen zu. Sie war daher auch für die Evidenzhaltung und 

Nachverfolgung der vereinbarten Vertragsinhalte zuständig und verantwortlich. Die 

MD/00 – Wirtschaftsservice ging jedoch davon aus, dass die weitere Bearbeitung nach Er-

richtung der Vereinbarung durch die betroffenen Ämter erfolge. Sie ging weiters davon 

aus, dass die beteiligten Ämter die erstellten Vereinbarungen beobachteten und kontrol-

lierten. Die Fachämter gingen davon aus, dass der MD/00 – Wirtschaftsservice diese Auf-

gabe zufiel. Letztlich wurde die Einhaltung der Vereinbarungen von keiner Dienststelle der 

Stadt vollumfänglich kontrolliert. 

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 - Wirtschaftsservice sollte ihren in 

der Geschäftseinteilung zugewiesenen Aufgaben in Hinblick auf die Raumord-

nungsvereinbarungen vollumfänglich nachkommen und auch nach Abschluss der 

Vereinbarungen deren Umsetzung kontrollieren. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Diesbezüglich ist auszuführen, 

dass seit Einführung der Vertragsraumordnung mit dem Salzburger Raumordnungsgesetz 

1992 die Vertragsersteller davon ausgegangen sind, dass mit „Durchführung“ der Verträge 

nicht die „Überprüfung“ der Verträge gemeint ist. Es war also seit 1992 Verwaltungspraxis, 

dass die Vertragsersteller nicht überprüft haben, ob der Vertragsinhalt eingehalten wird. 

Die jeweiligen Vertragsersteller sind davon ausgegangen, dass dies in die Aufgabe der 

jeweiligen Fachämter fällt. Nachdem nunmehr der Stadtrechnungshof festgestellt hat, dass 
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der MD/00 – Wirtschaftsservice laut Geschäftseinteilung des Magistrats die zentrale Ver-

antwortung für die Vorbereitung, den Abschluss und auch die Durchführung der Raumord-

nungsvereinbarungen zukommt und daher der Leiter der MD/00 – Wirtschaftsservice auch 

für die Evidenzhaltung und Nachverfolgung der vereinbarten Vertragsinhalte zuständig und 

verantwortlich gewesen wäre, wurde der Leiter des Aufgabenbereiches „Wirtschaftsservice, 

Förderungen und Bodenpolitik“ nunmehr angewiesen, für die vollumfängliche Überprüfung 

der bereits abgeschlossenen Verträge zu sorgen, womit bereits begonnen wurde.  

In Zukunft werden die Raumordnungsverträge im e++ an die jeweiligen Dienststellen mit 

den entsprechenden Aufträgen zur Überprüfung, Durchführung, Rückmeldung etc ge-

schickt. Der Vertragsersteller sowie die verpflichteten Dienststellen haben sich die Verträge 

dann im e++ für die anfallenden Überprüfungen, Durchführungen, Rückmeldungen etc auf 

Termin zu legen. Der MA 5 wird der Vertrag beispielsweise mit dem Auftrag übermittelt, 

dem Vertragsersteller die Baufertigstellung mitzuteilen, bekannt gewordene Grundstücks-

änderungen mitzuteilen, allfällige Dichteerhöhungen, die sich auf die Vergaberechte aus-

wirken, mitzuteilen. Der MA 3/03 wird der Vertrag mit dem Auftrag übermittelt mitzuteilen, 

ob der Stadt die vereinbarten Vergaberechte zugestanden wurden, etc. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme ergänzend mit: Aus Sicht der Magist-

ratsdirektion würde durch die Zuständigkeit der Planungsabteilung für solche Verträge eine 

schnellere und reibungslosere Abwicklung ermöglicht. In der Stadt Salzburg sollen daher 

diese Verträge in Zukunft von der MA 5 – Raumplanung und Baubehörde erstellt werden. 

Die Magistratsdirektion wird daher dem Gemeinderat mit Amtsbericht vorschlagen, die 

GEM 2022 dahingehend zu ändern, dass ab 1.1.2026 die MA 5 – Raumplanung und Bau-

behörde für die Vorbereitung, den Abschluss und die Durchführung von Vereinbarungen 

gemäß § 18 Salzburger Raumordnungsgesetz – ROG 2009 zuständig ist, sofern es sich um 

Projekte des geförderten Mietwohnbaus handelt, unter Mitwirkung des Wohnservice. Der 

Vollständigkeit halber wird in diesem Amtsbericht festgehalten, dass damit auch die Über-

prüfung der Einhaltung der Vertragsinhalte umfasst ist. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Aufgrund der sensiblen In-

halte und zur Nachvollziehbarkeit der Entscheidungsprozesse sollte der verbindliche 

Schriftverkehr zwischen den Dienststellen grundsätzlich über E++ abgewickelt werden. 

Seitens der MA 5/03 - Stadtplanung wird eine Neuordnung der Zuständigkeiten im Hinblick 

auf die Raumordnungsvereinbarungen wie folgt angeregt: 

Einerseits scheint es zweckmäßig, eine Neuzuordnung unter Berücksichtigung der gemäß 

GEM 2022 definierten fachlichen Zuständigkeit für die Belange der Stadtplanung und den 

allgemeinen Angelegenheiten des Raumordnungsgesetzes vorzunehmen. Andererseits soll 

gemäß den Compliance-Zielen der Stadt auf eine klare organisatorische (und personelle) 

Trennung zwischen den rechtlichen Zuständigkeiten der Verordnungen erlassender 
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Hoheitsverwaltung (FWP, BPL) und den rechtlichen Zuständigkeiten der behördlichen Ho-

heitsverwaltung (Baubewilligungen) Bedacht genommen werden. Eine konsequente Kom-

petenzzuteilung auf Verwaltungsebene würde in Verbindung mit den entsprechenden fach-

lichen Kompetenzen und den personellen Ressourcen deutlich zur Beschleunigung und 

Qualitätsverbesserung der Prozesse führen.  

 

Die MA 5/00 - Raumplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die in der Stellungnahme 

der MA 5/03 - Stadtplanung enthaltenen Aussagen stellen nicht die Sicht der Abteilung dar. 

Vor allem die Gedanken iZm einer allfälligen Neustrukturierung sind - aufgrund des feh-

lenden Überblicks der internen Zusammenhänge, wie sich mehrfach aus dem Schreiben 

schließen lässt – verfehlt. 

 

3.6 Vergabeprozess von geförderten Mietwohnungen 

Die Vergabe von Wohnungen, bei denen die Stadt aufgrund einer abgeschlossenen Raum-

ordnungsvereinbarung ein Vergaberecht hatte, erfolgte nach den Wohnungsvergabericht-

linien der Stadt19. Dabei wurde zwischen Bestandswohnungen und Neubauwohnungen un-

terschieden. Bei Wohnungsvergaben in Neubauten erfolgte vor der Nominierung von Woh-

nungswerber:innen die Vorlage eines Grundsatzamtsberichtes zur Festlegung von Verga-

bekriterien inklusive eines Bewohner:innenmixes. 

 

Vergabeprozess bei Neubauwohnungen 

Bei jenen Bauprojekten, von denen die MA 3/03 - Wohnservice Kenntnis hatte, nahm diese 

aktiv Kontakt mit den Bauträgern auf. Nachdem das Bauprojekt vom Bauträger errichtet 

wurde, erfolgte die Wohnungsvergabe durch die MA 3/03 - Wohnservice an die Mieter:in-

nen.  

 

Die nachfolgende Grafik stellt den Vergabeprozess von Neubauwohnungen dar. 

 

 

 

 
19  Wohnungsvergaberichtlinien der Stadt Salzburg 
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Der Vergabeprozess von geförderten Mietwohnungen startete bei Neubauprojekten 

ca 6 Monate vor Baufertigstellung. Im Sozial- und Wohnungsausschuss erfolgte die Vor-

stellung des Projektes und der Wohnungen. Die Vergabekriterien und der Bewohnermix 

wurden im Ausschuss diskutiert. Danach wurden diese mittels Grundsatz-Amtsbericht im 

Senat und Gemeinderat beschlossen.  

 

Die Auswahl der Mieter:innen erfolgte nach den Vergabekriterien durch die MA 3/03 – 

Wohnservice. Die vorgeschlagenen Mieter:innen und Ersatzmieter:innen (Reserveliste) 

wurden mittels Vergabe-Amtsbericht dem Sozial- und Wohnungsausschuss zur Beschluss-

fassung vorgelegt. Erst nach Beschlussfassung verständigte die MA 3/03 – Wohnservice 

die Mieter:innen von der Wohnungsvergabe. Im Falle eines Wohnungsverzichtes von Mie-

ter:innen wurde einem Nominierten der Reserveliste die Wohnung angeboten. 

 

Das Procedere der Wohnungsvergabe war bei gemeinnützigen und gewerblichen Bauträ-

gern gleich. Jedoch war die Kommunikation laut Auskunft der MA 3/03 - Wohnservice mit 

gewerblichen Bauträgern schwieriger und zeitintensiver. Im Speziellen wurden die Gestal-

tung der Miethöhe sowie die Abläufe und Fristen der Stadt zur Wohnungsvergabe (Amts-

berichte, Vorlage im Ausschuss, Beschlussfassungen) immer wieder thematisiert. Der zeit-

liche und personelle Aufwand der MA 3/03 – Wohnservice erhöhte sich dadurch im Ver-

gleich zu gemeinnützigen Bauträgern. 
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4 Abgeschlossene Raumordnungsvereinbarungen 

Im geprüften Zeitraum wurden in der Stadt Salzburg insgesamt 68 Flächenwidmungs-

planänderungen20, 210 Grundstufenbebauungspläne21 und 134 Aufbaustufenbebauungs-

pläne22 beschlossen. 

 

 

 

Weiters wurden 16 Änderungen von städtebaulichen Rahmenbedingungen23 und bodenpo-

litischen24 Verhandlungen beschlossen.  

 

Im Rahmen dieser Änderungen wurden im geprüften Zeitraum 58 Raumordnungsverein-

barungen abgeschlossen.  

 

Bis zum Stichtag 31.12.2024 waren von den 58 abgeschlossenen Raumordnungsvereinba-

rungen 34 Projekte abgeschlossen, 10 Projekte befanden sich noch in Umsetzung. Für wei-

tere 7 Projekte stellte die Baubehörde eine behördliche Baubewilligung aus. Bei 2 Projekten 

lagen rechtskräftige Bebauungspläne aus den Jahren 2023 vor. Eine behördliche Baube-

willigung wurde noch nicht erteilt.  

 

Auf 5 Grundstücken, für welche rechtskräftige Bebauungspläne auflagen, fanden keine 

Bautätigkeiten statt. Wobei bei einem Grundstück eine Baubewilligung im Jahr 2018 erteilt 

 
20  Ein Flächenwidmungsplan ist ein räumliches Planungsinstrument, das die geordnete Bodennutzung innerhalb 

einer Gemeinde regelt. Er wird auf Grundlage des räumlichen Entwicklungskonzeptes erstellt. Durch ihn wird 

sichergestellt, dass die Nutzung der einzelnen Grundstücke den städtebaulichen Zielen der Stadt entspricht 

und eine geordnete Entwicklung gewährleistet ist. In Salzburg wird durch ihn festgelegt, welche Flächen als 
Bauland, Grünland oder Verkehrsflächen genutzt werden dürfen. Der Plan ist rechtlich bindend und dient der 

Vermeidung von Nutzungskonflikten. 
21 Bebauungspläne regeln die städtebauliche Ordnung eines Gebietes. Eine geordnete Siedlungsentwicklung und 

möglichst sparsamer Bodenverbrauch sind Hauptziele der Stadtplanung. Im Bebauungsplan der Grundstufe 
können u.a. die bauliche Ausnutzbarkeit, Gebäudehöhe und Baufluchtlinie festgelegt werden. Weitere Inhalte 

können u.a. Verkehrsflächen, Erhaltungsgebote und Bauweise sein. 
22 Die Verpflichtung zur Aufstellung eines Bebauungsplanes der Aufbaustufe wird entweder im Bebauungsplan 

der Grundstufe festgelegt oder ist aufgrund einer besonderen Verordnung gemäß § 50 Abs 3 in Verbindung 
mit § 53 ROG 2009 erforderlich. Bebauungspläne der Aufbaustufe werden nur in Anlassfällen bei Bauvorhaben 

mit einer Gesamtgeschoßfläche von mehr als 2.000 m² oder einer Baumasse von mehr als 7.000 m³ bzw. im 
Gewerbegebiet ab einer Baumasse von mehr als 15.000 m³ erstellt und auf das konkrete Bauvorhaben abge-

stimmt. 
23  Städtebauliche Rahmenbedingungen: „Ziel der Stadtentwicklung ist neben der qualitativen Aufwertung be-

stehender städtebaulicher Strukturen den Stadtraum unter Berücksichtigung aller den Lebensraum und die 
Lebensqualität beeinflussenden Faktoren zu strukturieren und zu gestalten. Demnach gilt es Rahmenbedin-

gungen zu formulieren, die bei allen Maßnahmen, welche die Funktion, Gestalt und Qualität des Siedlungsge-

füges beeinflussen könnten, berücksichtigt werden müssen“. REK 2007, Seite 307. 
24  Bodenpolitik: Aktive Bodenpolitik umfasst einen planvollen und strategischen Umgang einer Gemeinde mit 

den Grundstücken im Gemeindegebiet im Hinblick auf sozialpolitische Ziele.  

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 Summe

FWPL - Gemeinderatsbeschluss 7        13      10      11      5        3        3        4        2        6        4        68      

BPL Grundstufe 20      24      30      27      21      13      15      15      12      16      17      210    

BPL Aufbaustufe 19      10      9        14      18      8        13      10      13      9        11      134    

Städtebauliche Rahmenbedingungen 1        -     -     1        -     -     -     4        5        2        3        16      

abgeschlossene §18-ROG Vereinbarungen 11      4        7        7        2        2        4        4        2        9        6        58      

Anzahl der Beschlüsse von FWPL und BPL Grund- und Aufbaustufe 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 44 von 83 

wurde. Ein Grundstück wurde in Verbindung mit weiteren benachbarten Grundstücken mit 

einem anderen Wohnbauprojekt bebaut.  

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass vom Stadtrech-

nungshof lediglich jene Verträge geprüft wurden, die auch abgeschlossen wurden. Die ge-

genständliche Überprüfung umfasst nicht jene Vereinbarungen, die aufgrund von Vertrags-

inhalten der MD/00 - Wirtschaftsservice, Förderungen und Bodenpolitik schließlich nicht 

abgeschlossen wurden, obwohl ein Projektwerber zur Realisierung des Projekts im Sinne 

der bodenpolitischen Weisung und der Planungsziele der MA 5/03 – Stadtplanung bereit 

gewesen wäre. Es sind mehrere Fälle bekannt, wo dies schlussendlich zu einem Projekt-

/Verfahrensstopp führte. 

 

4.1 Inhalte der Raumordnungsvereinbarungen 

In den Raumordnungsvereinbarungen, die zwischen der Stadt und den Grundeigentü-

mer:innen/Projektwerber:innen abgeschlossen wurden, wurden jene Leistungen definiert, 

die die Vertragspartner:innen zu erbringen hatten, wenn die Stadt ihre unverbindlich an-

gebotenen Leistungen erbrachte. 

 

Standardvorlagen für Raumordnungsvereinbarungen gab es keine. Die Ausgestaltung der 

Vereinbarungen folgte inhaltlich einer gleichen Struktur. Die Vereinbarungen enthielten im 

Wesentlichen folgende Vertragspunkte:  

− Vertragspartner:in, Präambel und Gegenstand der Vereinbarung  

− vertragliche Leistungen der Stadt 

− Leistungen der Vertragspartner:in  

− Fristen, Rechtswirksamkeit  

− Sicherungsmittel  

− Informationspflicht des Vertragspartners/der Vertragspartnerin  

− Kosten und Gebühren, Vertragserrichtung  

− Anfechtungsverzicht, Gerichtsstand, Ausfertigung und Beilagen  

 

In den einzelnen Vereinbarungen wurden folgende Hauptpflichten definiert: 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 45 von 83 

 

 

Die einzelnen Raumordnungsvereinbarungen enthielten im geprüften Zeitraum unter an-

derem folgende sonstige Bestimmungen: 

 

 

 

In 31 Vereinbarungen wurden Vorkaufsrechte für die Stadt bei geförderten Miet- oder Miet-

kaufwohnungen vereinbart.  

 

Bei Nichteinhaltung von Vertragspunkten durch die Vertragspartner:innen wurden in 

54 Vereinbarungen Vertragsstrafen vorgesehen.  

 

Die Informationspflicht der Vertragspartner:innen, die Stadt über die Verwirklichung der 

vereinbarten Leistungen zu verständigen, betraf 57 Vereinbarungen, wobei bei 54 Verein-

barungen bei Nichteinhaltung ein Pönale fällig wurde. 

 

4.1.1 Vertragspartner:innen  

Die Vereinbarungen wurden zwischen den Grundeigentümer:innen/Projektwerber:innen 

(kurz Vertragspartner:innen) und der Stadtgemeinde Salzburg (kurz Stadt) abgeschlossen. 

 

In den Vereinbarungen, welche bis 2021 erstellt wurden, wurde kein/e direkte/r Ansprech-

partner:in bzw Amt, sondern die Stadt für die weitere Kommunikation als Adressat ge-

nannt. Erst ab dem Jahr 2022 wurde die MD/00 - Wirtschaftsservice als Adressat für den 

Schriftverkehr genannt. 

 

Anzahl

geförderter Mietwohnungsbau 28          

geförderter Eigentumswohnungsbau 7           

geförderter Eigentumswohnungsbau mit Kaufpreisobergrenze 3           

geförderter Mietkaufwohnungsbau 10          

geförderter Wohnungsbau im Baurecht 2           

Wohnungen zum Richtwertmietzinssatz 6           

andere Festlegungen 23          

Anzahl der Raumordnungsvereinbarungen

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 Summe

§18-ROG Vereinbarungen 11      4        7        7        2        2        4        4        2        9        6        58      

DAVON:

Vorkaufsrecht für die Stadt Eintragung ins Grundbuch 7        2        4        4        1        -     1        3        -     6        3        31      

Vertragsstrafe 11      3        6        7        2        1        3        4        2        9        6        54      

Informationspflicht des Vertragspartners 11      4        7        7        2        2        3        4        2        9        6        57      

Vertragsstrafe Verletzung Informationspflicht 10      4        7        6        2        1        3        4        2        9        6        54      

Anzahl der § 18 ROG Vereinbarungen, Sicherstellungsmittel und Vertragsstrafen
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Vertragspartner:innen der Stadt waren Grundeigentümer:innen, gemeinnützige Bauverei-

nigungen, gewerbliche Bauträger, Privatpersonen, Baurechtsnehmer, Vorkaufsberechtigte 

oder beitretende Unternehmer.  

 

4.1.2 Gegenstand der Raumordnungsvereinbarungen 

Vertragsgegenstand waren die in der Vereinbarung genannten Grundstücke mit Grund-

stücksnummern und Katastralgemeinde, welche sich im grundbücherlichen Eigentum der 

Vertragspartner:innen befanden. Weiters wurden Bauberechtigte aufgrund eines Bau-

rechtsvertrages bzw einer abgeschlossenen Vorvereinbarung angeführt. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Die Grundstücksnummern änderten sich teilweise 

im Zuge einer Projektweiterentwicklung bspw durch Grundstücksteilungen und entspra-

chen nicht mehr den Vereinbarungen. 

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Nach Änderung von Grundstücksnummern 

sollten diese von der MD/00 - Wirtschaftsservice als Zusatzinformation zu den 

jeweiligen Vereinbarungen vermerkt werden. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Soweit möglich wurde bereits 

bislang immer darauf geachtet, Pläne, aus denen die Vertragsfläche, die Grundstückskon-

figuration und die Grundstücksnummer hervorgehen, Teile der Vereinbarung werden zu 

lassen, damit zu einem späteren Zeitpunkt leichter festgestellt werden kann, wo was ver-

einbart wurde. Die MA 5 wird trotzdem seitens der MD/00-Wirtschaftsservice in Zukunft 

aufgefordert mitzuteilen, wenn sich Grundstücksnummern bis zur Baufertigstellung än-

dern, damit dies auf den ROG-Vereinbarungen vermerkt werden kann. 

 

Die MA 5/03 - Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Zur Sicherstellung der Nach-

vollziehbarkeit der von einer Vereinbarung umfassten Flächen wird seitens der 

MA 5/03 - Stadtplanung vorgeschlagen, künftig ein Lageplan auf Katasterbasis mit Dar-

stellung der von der Vereinbarung umfassten Flächen den ROG-Verträgen beizulegen. Er-

gänzend soll eine Informationspflicht des Vertragspartners betreffend Grundstücksteilun-

gen/-zusammenlegungen in die ROG-Verträge aufgenommen werden. Alternativ eine lau-

fende Evaluierung von Grundstücksteilungen/-zusammenlegungen würde für die hierfür 

zuständige Dienststellen einen unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand darstellen.  
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4.1.3 Vertragliche Leistungen der Stadt Salzburg 

In der Vereinbarung wurden als Leistungen der Stadt die von der MA 5/03 – Stadtplanung 

vorgeschlagenen Planungsziele definiert. In der Regel waren dies geplante Änderungen des 

Flächenwidmungsplanes und/oder die geplante Erlassung von Bebauungsplänen.25 

 

In diesem Vertragspunkt wurde festgehalten, dass die Stadt nicht zur Erbringung der in 

den Vereinbarungen beschriebenen Leistungen verpflichtet ist, da diese von öffentlich-

rechtlichen Vorschriften abhängig und vertraglich nicht regelbar seien. Wurden die Leis-

tungen seitens der Stadt jedoch inhaltlich und vollumfänglich vereinbarungsgemäß er-

bracht, dann und nur dann, waren die Vertragspartner:innen zur Erbringung ihrer Gegen-

leistungen im Sinne des entsprechenden Vertragspunktes verpflichtet. 

 

4.1.4 Leistungen der Vertragspartner:innen 

Im Gegenzug zu den von der Stadt geplanten Leistungen (Erlassung von Verordnungen) 

hatten die Vertragspartner:innen ebenfalls entsprechende Leistungen zu erbringen. Die 

von den Vertragspartner:innen zu erbringenden Leistungen entsprachen in der Regel den 

in den Weisungen vorgegebenen Zielen. 

 

Die Vereinbarungen beinhalteten daher Verpflichtungen zur Errichtung von geförderten 

Mietwohnungen bzw Eigentumswohnungen und entsprechende Wohnungsvergaberechte 

der Stadt sowie zu Grundtausch, Grundabtretungen für Geh- und Radwege, Durchwegun-

gen, öffentliche Zugänglichkeit und Erschließungen von Grünflächen oder Instandhaltung/ 

Erneuerung von Gehsteigen etc oder soziale Konzepte und Mobilitätskonzepte. 

 

Festlegungen zu Miet- und Eigentumswohnungen 

Entsprechend den politischen Weisungen wurde unter anderem festgelegt, welche Flächen 

für den geförderten Mietwohnbau, für Baurechtswohnungseigentum und für Eigentums-

wohnungen, gedeckelt jeweils mit einem Kaufpreis, zu verwenden sind. 

 

In Zusammenhang mit dem geförderten Mietwohnungsbau wurden detailliert die Rahmen-

bedingungen geregelt, insbesondere Festlegungen zur Mietzinsbindung, die persönlichen 

Rahmenbedingungen der wohnungswerbenden Person und die Vergabe der geförderten 

Mietwohnung. In den Vereinbarungen wurde (zumindest für einen Teil der Wohnungen) in 

der Regel ein Vergaberecht für die Stadt Salzburg vereinbart, davon abweichend wurden 

 
25  In der Überarbeitung von Bebauungsplänen der Grundstufe bzw Aufbaustufe wurden auch Festlegungen be-

treffend Grundflächenzahl (GRZ), Geschossflächenzahlen (GFZ), Baumassenzahl (BMZ), maximale Gesamt-

geschossfläche (GGF) oder Zahl der oberirdischen Geschosse (ZOG), Erhaltungsgebote und Dichteerhöhung 
getroffen. 
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aber auch in einzelnen Vereinbarungen Vergaberechte, die den Vertragspartner:innen zu-

kamen, vorgesehen. In diesen Fällen war die Bindung der Vergaben an die wohnbauförde-

rungsrechtlichen Bestimmungen vorgesehen. 

 

In Hinblick auf Eigentumswohnungen wurden in den Vereinbarungen Maximalkaufpreise 

festgelegt, welche teilweise direkt beziffert wurden oder auf die Kaufpreisobergrenzen nach 

den Salzburger Wohnbauförderungsbestimmungen verwiesen wurde. Die Vergaberechte 

kamen der Stadt oder den Vertragspartner:innen mit einer entsprechenden Kriterienbin-

dung zu. 

 

Im Jahr 2024 setzte sich der Oberste Gerichtshof (OGH) in einer Entscheidung26 eingehend 

mit Raumordnungsverträgen auseinander und hielt fest, dass Raumordnungsverträge ein 

legitimes Mittel zur Erreichung des Ziels der Schaffung von leistbarem Wohnraum darstel-

len. Der OGH erachtete auch die Kaufpreisbindung als zulässig, zog eine Untergrenze aber 

dahingehend ein, dass die Maximalkaufpreise nicht unter den in den Wohnbauförderungs-

bestimmungen festgelegten Maximalkaufpreisen liegen dürfen. Als problematisch erach-

tete der OGH Vertragsbestimmungen, die die Auswahl des Käufers nicht den Vertrags-

partner:innen überlässt, sondern ein Vorschlagsrecht der Gemeinde vorsehen. Das legitime 

Interesse der Gemeinde an der Kontrolle der Einhaltung der Vergabekriterien könnte nach 

Ansicht des OGH auch durch ein bloßes Zustimmungserfordernis gewahrt werden. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Nach der Judikatur des OGH sind Beschränkungen 

der Vertragspartner:innen in Raumordnungsverträgen in Hinblick auf Kaufpreisbindungen 

und Vergabekriterien zulässig. Problematisch erscheinen jedoch Maximalkaufpreise, die 

sich unterhalb der Kaufpreisobergrenzen der Wohnbauförderungsrichtlinien orientieren und 

absolute Vergaberechte, da die Interessen der Gemeinde auch durch andere weniger ein-

griffsintensive Maßnahmen wie Zustimmungserfordernisse gewahrt werden könnten. 

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 Wirtschaftsservice sollte prüfen, ob 

die bisher in den Vereinbarungen enthaltenen Kaufpreisobergrenzen und Verga-

berechte der höchstgerichtlichen Judikatur entsprechen und sollte Vertragsmus-

ter für Raumordnungsvereinbarungen erarbeiten. Die Vertragsmuster sollten auf 

die zukünftigen Vereinbarungen einheitlich angewandt werden, um auch dem 

Gleichbehandlungsgrundsatz (Fiskalgeltung der Grundrechte) zu entsprechen. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die höchstgerichtliche Judikatur 

legt nahe, dass es unzulässig sein könnte, einen für den sozialen Wohnbau gültige 

 
26  OGH 19.11.2024, 1 Ob 57/24z. 
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Fördersätze unterschreitenden Kaufpreis vorzugeben. Dies wird jeweils im konkreten An-

lassfall geprüft werden müssen.  

Auch die Vergaberechte wurden im Hinblick auf diese Judikatur seitens der MD/00-Wirt-

schaftsservice angepasst, indem nunmehr dem Vertragspartner das Recht eingeräumt 

wurde, im Einzelfall aus wichtigem Grund einen begründeten Widerspruch gegen einen 

zugewiesenen Mieter einzulegen. Als wichtiger Grund ist dabei insbesondere anzusehen, 

wenn der zugewiesene Mieter bereits einmal eine Wohnung des Vertragspartners gemietet 

hat und bei diesem Mietverhältnis Kündigungsgründe im Sinne des § 30 MRG vorlagen.  

Ein einziges einheitliches Vertragsmuster ist im Hinblick auf teilweise doch sehr unter-

schiedliche Vertragsinhalte aus Sicht der MD/00-Wirtschaftsservice nicht möglich. Einzelne 

Vertragsbestandteile wie Informationspflichten/Überprüfungsrechte, Anfechtungsverzicht, 

Kosten und Gebühren, Gerichtsstand, Schriftform, Ausfertigungen und Kenntnisnahme hin-

sichtlich Datenschutz und Veröffentlichung im Internet sind bei allen Verträgen gleich, an-

dere Vertragsbestandteile sind auf den konkreten Fall anzupassen. Die MD/00-Wirtschafts-

service achtet aber auf möglichst gleiche Vertragsinhalte, soweit dies möglich ist. 

 

Die MA 5/03 – Stadtplanung teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die Raumordnungsverein-

barungen zu normieren und auf notwendige und durchsetzbare Inhalte zu vereinfachen 

(Vertragsmuster), ist auch aus Sicht der MA 5/03 - Stadtplanung für eine effizientere Ver-

waltung aber auch im Hinblick auf einen schnelleren und rechtssicheren Abschluss mit den 

Verhandlungspartnern dringend erforderlich.  

 

In Hinblick auf das Vergaberecht von Eigentumswohnungen fasste der Gemeinderat im 

Dezember 2024 den Beschluss27, dass die Stadt bei zukünftigen Neubauprojekten als auch 

bei bestehenden Raumordnungsvereinbarungen auf ihr Vorschlagsrecht bei förderbaren 

Eigentumswohnungen verzichtet.  

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Trotz Verzicht auf das Vorschlagsrecht der 

Stadt für Eigentumswohnungen sollte die Einhaltung der sonstigen Bestimmun-

gen im Zusammenhang mit den Vergaben der Wohnungen von der MD/00 - Wirt-

schaftsservice kontrolliert werden. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Das MD/00-Wirtschaftsservice 

wird ab sofort in allen bereits abgeschlossenen sowie in zukünftigen Vereinbarungen die 

Einhaltung der sonstigen Bestimmungen im Zusammenhang mit den Vergaben der Woh-

nungen kontrollieren, soweit dies nicht seitens der MA 3/03-Wohnservice bislang bereits 

ohnehin erfolgt ist.  

 
27  Beschluss des Gemeinderates vom 11.12.2024 zu AB Zl: 03/03/73538/2024/001. 
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Die MA 3/03 - Wohnservice hat in Abstimmung mit dem zuständigen Ressort bereits erho-

ben, ob in den Verträgen erwähnte Wohnungsvergaben im Kontrollzeitraum auch tatsäch-

lich zustande gekommen sind. Bei dem Großteil ist dies der Fall, teilweise wurden bei ein-

zelnen Projekten sogar mehr Vergaberechte für die Stadt eingeräumt, dies könnte mit 

Dichteerhöhungen zusammenhängen, dies wird aktuell vom Amt 5/03 Stadtplanung und 

Verkehr erhoben. Lediglich bei zwei Projekten ist noch in Detailprüfung, ob auch eine kor-

rekte Anzahl an Wohnungen in die Vergabe gekommen ist, also ob der im Vertrag ange-

führte Anteil im konkreten Projekt erfüllt wurde. Insgesamt wurden in einer Schätzung im 

Prüfzeitraum etwa 1000 Wohnungen für die städtische Vergabe gesichert, weshalb das 

Instrument des ROG-Vertrags bei der Sicherung von Vergaberechten, insbesondere von 

geförderten Mietwohnungen, seine Wirkung zeigt. 

 

Grundstücksabtretung oder Grundtausch 

In den Vereinbarungen wurden mit den Vertragspartner:innen auch Vereinbarungen zu 

Grundabtretungen, Grundtauschen, Geh- und Fahrtrechten und ähnliches getroffen.  

 

4.1.5 Fristen, Rechtswirksamkeit 

Die Vertragspartner:innen verpflichteten sich mit Unterfertigung der Raumordnungsver-

einbarung entsprechende Fristen zur Projektumsetzung einzuhalten. Insbesondere war um 

die behördlichen Bewilligungen unverzüglich anzusuchen und innerhalb von drei bzw vier 

Jahren ab Rechtskraft des Bebauungsplanes mit der Bebauung zu beginnen. In manchen 

Vereinbarungen jedoch mit der Einschränkung, dass ein Zusicherungsbescheid gemäß den 

Bestimmungen des Salzburger Wohnbauförderungsgesetzes vorlag. Die Frist zur Fertig-

stellung der Baumaßnahme war mit drei bis sieben Jahren unterschiedlich vereinbart. 

 

Für den Fall, dass innerhalb von 10 Jahren ab rechtswirksamer Änderung des Bebauungs-

planes keine widmungsgemäße Bebauung erfolgt, behielt sich die Stadt das Recht vor, den 

Bebauungsplan wieder aufzuheben und eine Rückwidmung in Grünland vorzunehmen.  

Per Stichtag 31.12.2024 stellte sich der Umsetzungsstand der den 58 abgeschlossenen 

Raumordnungsvereinbarungen zugrundeliegenden Projekten wie folgt dar: 

 

 

Anzahl Anmerkung

34 Bauvollendungsanzeigen vorhanden, Projekte abgeschlossen

10 Baubeginnanzeige vorhanden, Projekte in Bau befindlich

7 behördlicher Baubescheid vorhanden, Projekte in Bearbeitung

2
rechtskräftige Bebauungspläne aus 2023; Altbauten vorhanden; noch kein behördlicher 

Bewilligungsbescheid vorhanden;  

5 rechtskräftige Bebauungspläne aus den Jahren 2015, 2016, 2017, 2018, 2020 liegen auf

58 Summe der Anzahl

Bebauung der Grundstücke
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Die Überprüfung der Einhaltung der Fristen zum Stichtag 31.12.2024 durch den Stadtrech-

nungshof ergab, dass 

− bei 2 der 34 abgeschlossenen Projekte die vereinbarten Fristen für das Ansuchen 

um Baubewilligung und den Baubeginn nicht eingehalten wurden. Der Baubeginn 

erfolgte erst nach 8 bzw 9 Jahren nach Rechtskraft der Bebauungspläne. Davon 

wurde ein Projekt innerhalb der 10-Jahres-Frist und eines erst nach der 10-Jahres-

Frist fertiggestellt. 

− bei den derzeit in Bau befindlichen 10 Projekten die Fristen der Bauansuchen und 

Baubeginn eingehalten wurden. 

− bei den in Bearbeitung befindlichen 7 Projekten die Fristen des Bauansuchens ein-

gehalten wurden. 

− für 2 Projekte rechtskräftige Bebauungspläne aus dem Jahr 2023 vorlagen. Bauan-

suchen für Bautätigkeiten wurden noch keine eingebracht. 

− bei 5 Projekten war die 10-Jahres-Frist zum Stichtag 31.12.2024 noch nicht abge-

laufen. Für ein Projekt wurde fristgerecht eine behördliche Baubewilligung erteilt, 

jedoch erfolgte keine weitere Umsetzung des Projektes. Für die anderen 4 Projekte 

wurde kein Bauansuchen eingebracht. 

 

4.1.6 Sicherstellungsmittel und Vertragsstrafen 

Zur Einhaltung von Vertragsbestimmungen wurden in den Raumordnungsvereinbarungen 

unterschiedliche Sicherungsmittel vorgesehen.  

 

Rückwidmung 

In 51 von den abgeschlossenen 58 Raumordnungsvereinbarungen war die Möglichkeit ei-

ner Rückwidmung bzw Außerkraftsetzung des Bebauungsplanes nach der 10-Jahres-Frist 

vereinbart. 

Bei einem Projekt wurde die 10-Jahres-Frist überschritten. Das Projekt wurde 1,5 Jahre 

nach Fristende fertiggestellt und die Bauvollendungsanzeige der Behörde vorgelegt. 

Bei allen anderen Raumordnungsvereinbarungen war die 10-Jahres-Frist zum Stichtag 

31.12.2024 noch nicht abgelaufen. 

 

Vertragsstrafen 

Die Raumordnungsvereinbarungen legten für den Fall der Nichterfüllung von vereinbarten 

Vertragsleistungen entsprechende Vertragsstrafen fest. 

 

Die Vertragsstrafen umfassten unter anderem folgende Leistungsinhalte: 
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Die Vertragsstrafen betrafen vor allem die Nichterrichtung von Bauten, Nichterrichtung und 

Nichtvergabe vereinbarter Wohnungsflächen (m²BGF), den nichtvertragsgemäßen Verkauf 

von Wohnungen, Nichterfüllung von Sanierung und Erhaltung eines Gebäudes oder die 

Nichtschaffung von Arbeitsplätzen. Es waren auch mehrere Vertragsstrafen in einer Ver-

einbarung festgelegt. Ab dem Jahr 2022 wurde auch eine Vertragsstrafe bei Nichtnutzung 

der Wohnung als Hauptwohnsitz aufgenommen.  

 

Die angeführten Vertragsstrafen wurden in den Vereinbarungen (mehrere Strafen pro Ver-

einbarung möglich) den jeweiligen Vertragsinhalten der Leistungen von Vertrags-

partner:innen entsprechend und in unterschiedlicher Ausprägung bzw Formulierung ver-

einbart.  

 

Im Rahmen der Prüfung stellte der Stadtrechnungshof fest, dass seitens der MD/00 - Wirt-

schaftsservice keine Überprüfung der abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen auf 

Einhaltung der vereinbarten Leistungen erfolgte. Folgedessen wurden im geprüften Zeit-

raum auch keine Vertragsstrafen verhängt.  

 

Vorkaufsrechte 

In jenen Raumordnungsvereinbarungen, in denen ein Wohnungsvergaberecht der Stadt 

vereinbart war, war auch die Einräumung eines im Grundbuch sicherzustellenden Vorkaufs-

rechts für die Stadt vorgesehen. 

 

In 31 von 58 Raumordnungsvereinbarungen war ein Vorkaufsrecht durch die Stadt vorge-

sehen.  

Bei 5 Vereinbarungen wurden eine Vorkaufsvereinbarung unterfertigt und die Vorkaufs-

rechte der Stadt ins Grundbuch einverleibt. Bei den 26 anderen Vereinbarungen erfolgte 

keine Einverleibung ins Grundbuch, obwohl dies vertraglich vorgesehen war. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Bei 26 von 31 Raumordnungsvereinbarungen wurde 

das Vorkaufsrecht der Stadt nicht ins Grundbuch einverleibt, obwohl diese in den Raum-

ordnungsvereinbarungen so vorgesehen war. 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 Summe

§18-ROG Vereinbarungen 11      4        7        7        2        2        4        4        2        9        6        58      

VERTRAGSSTRAFEN (MEHRFACHNENNUNGEN JE VEREINBARUNG MÖGLICH)

Vertragsstrafe Verletzung Informationspflicht 10      4        7        6        2        1        3        4        2        9        6        54      

Vertragsstrafe bei Nichterrichtung der Bauten -     -     1        4        -     -     -     3        -     8        3        19      

Vertragsstrafe bei Nichterrichtung der vereinbarten m²BGF 9        3        4        5        1        1        1        3        1        8        3        39      

Vertragsstrafe bei Nichtvergabe der vereinbarten m²BGF 10      3        3        6        -     1        2        3        1        6        2        37      

Vertragsstrafe bei nicht vereinarungsgemäßen Verkauf 1        -     -     -     1        -     -     2        -     7        3        14      

Vertragsstrafe bei Nichterfüllung Sanierung und Erhaltung -     -     1        1        1        -     1        -     -     -     -     4        

Vertragsstrafe bei Nichtschaffung von Arbeitsplätzen -     -     -     -     -     -     -     1        1        1        3        6        

Vertragsstrafe bei Nichtnutzung als Hauptwohnsitz 7        2        9        

Anzahl der vorgesehenen Vertragsstrafen (Auszug aus den Vereinbarungen)
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Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 - Wirtschaftsservice sollte bei je-

nen Raumordnungsvereinbarungen, bei denen die Einverleibung eines Vorkaufs-

rechtes zwar vereinbart, aber nicht vollzogen wurde, nachträglich die Einverlei-

bung im Grundbuch durchführen. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Einleitend ist festzuhalten, dass 

die Einverleibung im Grundbuch oft erst Jahre nach der Baufertigstellung möglich ist (Vo-

raussetzung für die Einverleibung von Vorkaufsrechten ist die Begründung und Einverlei-

bung von Wohnungseigentum). Trotzdem ist die vertragliche Absicherung auch mit einer 

späteren Verbücherung ein geeignetes Sicherungsmittel. Die prüfungsgegenständlichen 

Fälle wurden von der MD/00-Wirtschaftsservice überprüft.  

Bei 21 Raumordnungsvereinbarungen ist derzeit eine Verbücherung nicht möglich. In jenen 

Fällen, in denen eine Verbücherung möglich ist, findet derzeit die Bearbeitung statt. 

 

Bei einem anderen Wohnprojekt aus dem Jahr 2017 wollten die Wohnungseigentümer eine 

Wohnung, welche mit einer Kaufpreisbindung und einem Vorkaufsrecht der Stadt belegt 

war, veräußern. Die Stadt verzichtete auf ihr Vorkaufsrecht, wenn die Raumordnungsver-

einbarung eingehalten und deren Verpflichtungen den Käufer:innen überbunden werden.  

 

Rechtsnachfolger:innen und Überbindungspflichten 

In allen 58 Raumordnungsvereinbarungen war eine Überbindungspflicht der Vertrags-

partner:innen auf deren Erben oder andere Rechtsnachfolger:innen enthalten. Weiters ver-

pflichteten sich die Vertragspartner:innen Änderungen in den Eigentumsverhältnissen der 

Stadt unverzüglich bekanntzugeben.  

Die Vertragspartner:innen verpflichteten sich weiters bei Veräußerung, bei Vergabe von 

Baurechten oder anderen Nutzungsrechten die Verpflichtungen aus der Vereinbarung voll-

inhaltlich auf die Rechtsnachfolger:innen im Eigentum, Bauberechtigen oder sonstigen Nut-

zungsberechtigten zu überbinden. Die Stadt war unverzüglich darüber zu informieren.  

 

Im Rahmen der Prüfung stellte der Stadtrechnungshof fest, dass in den Akten zu den 

Raumordnungsvereinbarungen keine Informationen zu Eigentümerwechseln auflagen. Bis 

zum Stichtag 31.12.2024 war nur eine Anfrage eines Wohnungsverkäufers betreffend die 

Beaufschlagung der Nebenkosten auf den Kaufpreis eingelangt. Ob die Wohnung in weite-

rer Folge verkauft wurde, war aus den, dem Stadtrechnungshof vorliegenden Unterlagen 

nicht ersichtlich. 

 

Der Stadtrechnungshof weist in Hinblick auf die Überbindungsverpflichtungen auf Rechts-

nachfolger:innen darauf hin, dass mit zunehmendem zeitlichen Abstand und damit einher-

gehenden eventuellen Eigentümer:innenwechseln das Risiko zunimmt, dass auf 
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nachfolgende Vertragspartner:innen keine Überbindung mehr erfolgt oder die Vertrags-

klauseln nicht umgesetzt werden. In einer von der Stadt Salzburg beauftragten Untersu-

chung,28 die sich unter anderem auch mit Raumordnungsvereinbarungen befasste, schlägt 

der Autor die Veröffentlichung von Raumordnungsvereinbarungen – unter Beachtung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen - vor, damit sich auch spätere Eigentümer:innen 

Kenntnis über die Vereinbarungen verschaffen können. 

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 - Wirtschaftsservice sollte eine Ver-

öffentlichung der abgeschlossenen und zukünftig abzuschließenden Raumord-

nungsvereinbarungen prüfen, damit sich auch spätere Eigentümer:innen Kennt-

nis über die Vereinbarungen verschaffen können. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Gemäß § 6 Abs 1 Informations-

freiheitsgesetz IFG sind Informationen von allgemeinem Interesse ab 1.9.2025 zu veröf-

fentlichen. Von allgemeinem Interesse sind Informationen dann, wenn sie für einen grö-

ßeren Personenkreis relevant sind. Beispielsweise sind das auch Verträge. Bei Raumord-

nungsverträgen könnte aber das Betriebsgeheimnis entgegenstehen. Für Wien gibt es in 

der Bauordnung für Wien eine gesetzliche Grundlage, eine Zusammenfassung der wesent-

lichen Vertragsinhalte ohne personenbezogene Daten natürlicher oder juristischer Perso-

nen im Internet auf einer bestimmten Homepage zu veröffentlichen. Die Stadt Salzburg ist 

diesbezüglich im Austausch mit anderen Landeshauptstädten. Vor dem 1.9.2025 abge-

schlossene Vereinbarungen könnten wohl nur mit Zustimmung der Vertragspartner veröf-

fentlicht werden. 

 

4.1.7 Informationspflicht der Vertragspartner:innen 

In den Raumordnungsvereinbarungen verpflichteten sich die Vertragspartner:innen die 

Stadt unverzüglich ab Verwirklichung des jeweils gegenständlichen Bauprojektes schriftlich 

zu verständigen. Bei Unterlassung einer Verständigung der Stadt wurde für jeden auf den 

Beginn der Verständigungspflicht darauffolgenden Monat eine Vertragsstrafe vereinbart. 

 

Im geprüften Zeitraum wurden 34 Projekte fertiggestellt. Nur ein Vertragspartner kam sei-

ner Informationspflicht nach. Die anderen 33 Vertragspartner:innen übermittelten bis zum 

Stichtag 31.12.2024 keine Schreiben.  

 

 
28  Kanonier, Planungsrechtlicher Umgang mit Widmungsfestlegungen in der Stadt Salzburg, Untersuchung im 

Auftrag der Stadt Salzburg (unveröffentlicht), 2023. 
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Seitens der Stadt Salzburg erfolgte keine aktive Überprüfung der Einhaltung der in den 

Raumordnungsvereinbarungen vereinbarten Fristen und somit auch keine Vorschreibung 

von Pönalzahlungen an die Vertragspartner:innen. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Ein Vertragspartner übermittelte ein Informations-

schreiben an die Stadt. Bei 33 von 34 Raumordnungsvereinbarungen hielten die Vertrags-

partner:innen die Informationspflicht nicht ein. Bei Nichterfüllung war in den Vereinbarun-

gen ein Betrag in der Höhe von € 100,- je verstrichenen Monat zu entrichten gewesen. Die 

MD/00 - Wirtschaftsservice hob die vereinbarten Pönalen nicht ein bzw veranlasste auch 

nicht deren Einhebung. 

 

4.1.8 Kosten und Gebühren, Vertragserrichtung 

Die Vereinbarungen wurden unentgeltlich von der Stadt Salzburg (MD/00 – Wirtschafts-

service) in Absprache mit der MA 5/03 – Stadtplanung und der MA 3/03 –Wohnservice 

errichtet.  

 

4.2 Überprüfung der Einhaltung der Vereinbarungen 

Zur Durchsetzung der in den Raumordnungsvereinbarungen mit den Vertragspartner:innen 

getroffenen Vereinbarungen hat die Stadt in den Vereinbarungen auch entsprechende Ver-

tragsstrafen vorgesehen. 

 

Der Abschluss von Vereinbarungen und die Durchsetzung der Rechte mittels Vertragsstra-

fen erfordert jedoch, dass die Stadt auch Überprüfungen vornimmt, ob die in den Verein-

barungen vereinbarten Klauseln von den Vertragspartner:innen auch eingehalten wurden. 

 

Unter anderem waren folgende Punkte zu überprüfen: 

− Ausnutzung der Dichteerhöhung  

− Einhaltung der Fristen (Baubeginn, Bauvollendung), damit verbunden auch Rück-

widmung von Flächen 

− Konventionalstrafen  

− Schaffung von Arbeitsplätzen und Erhaltung dieser für die vereinbarte Dauer 

− Erfüllung der Informationspflicht  

− Grundbuchseintragung von Vorkaufsrechten 

− Flächen, welche dem geförderten Wohnbau zur Verfügung zu stellen waren 

− Wohnungsvergaberechte der Stadt 
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Im Weiteren wären die Strafen einzuheben gewesen, wenn einzelne Vertragspunkte nicht 

erfüllt worden wären. 

 

Der Stadtrechnungshof prüfte, ob seitens der Stadt eine Überprüfung der Erfüllung der 

vereinbarten Vertragsinhalte erfolgte und bei Nichteinhaltung entsprechende Vertragsstra-

fen eingefordert wurden. 

 

Die Ausnutzung der Dichteerhöhung wurde nicht überprüft. Somit konnte auch nicht fest-

gestellt werden, ob es durch diese eine Vergrößerung der BGF für den geförderten Miet-

wohnbau gab. Und dadurch mehr geförderte Mietwohnungen durch die Stadt vergeben 

werden hätten können. 

 

Eine Überprüfung, ob alle Grundstücke, für die eine Raumordnungsvereinbarung abge-

schlossen wurde, auch bebaut wurden und damit die Baufristen eingehalten wurden, er-

folgte nicht. Damit konnte auch nicht festgestellt werden, ob die Möglichkeit einer verein-

barten Unwirksamkeitserklärung der Bebauungspläne oder eine Rückwidmung der Flächen 

möglich gewesen wäre.  

 

In wie weit die vereinbarten Flächen errichtet, verkauft, vergeben oder genutzt wurden, 

wurde nicht überprüft. Bei einem eventuellen Verstoß gegen die Vereinbarungen hätten 

deshalb auch keine Konventionalstrafen verhängt werden können. 

 

Ob Arbeitsplätze im vereinbarten Ausmaß geschaffen und für den vereinbarten Zeitraum 

erhalten wurden, wurde nicht überprüft. Bei einem eventuellen Verstoß gegen die Verein-

barungen hätten deshalb auch keine Konventionalstrafen verhängt werden können. 

 

Die Informationspflicht wurde nur von einem Vertragspartner erfüllt. Bei den anderen 

Raumordnungsvereinbarungen erfolgten keine Informationen durch die Vertrags-

partner:innen. Die Stadt hob trotz Pflichtverletzung der Vertragspartner:innen die verein-

barten Pönalen nicht ein.  

 

Überprüfung der Einhaltung planungsrechtlicher Vorgaben 

Im Zuge der behördlichen Bewilligungsverfahren überprüfte die MA 5/01 - Baurechtsamt 

die Einhaltung der planungsrechtlichen Vorgaben des Bebauungsplanes. Eine Überprüfung, 

ob die vereinbarte höhere Gesamtgeschoßfläche zur Bewilligung vorgelegt wurde, erfolgte 

durch die MA 5/01 - Baurechtsamt nicht, da dies nicht Inhalt des behördlichen Bewilli-

gungsverfahrens war. Nach Vorliegen einer Bauvollendungsanzeige überzeugt sich die 

Baubehörde gemäß § 17 BauPolG von der Übereinstimmung der baulichen Anlagen mit den 

erteilten Bewilligungen. 
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Überprüfung der Einhaltung von Wohnungsvergaberechten der Stadt 

Die MA 3/03 – Wohnservice überprüfte, ob die Anzahl der von der Stadt zu vergebenden 

Wohnungen den Raumordnungsvereinbarungen entsprach. Die Evidenzhaltung der, mit ei-

nem Wohnungsvergaberecht der Stadt belegten, Wohnungen erfolgte durch die MA 3/03 – 

Wohnservice. Diese Wohnungen wurden bei einem Mieter:innenwechsel wieder von der 

MA 3/03 – Wohnservice vergeben. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Die Stadt schloss mit den Vertragspartner:innen 

zwar Raumordnungsvereinbarungen ab und erfüllte ihre vertraglichen Verpflichtungen, in 

der Folge wurde die Einhaltung der Vereinbarungen seitens der Vertragspartner:innen aber 

von keiner Dienststelle in der Stadt mehr vollumfänglich kontrolliert. Die MA 3/03 - Wohn-

service überprüfte, soweit sie von den abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen 

Kenntnis hatte, auf eigene Initiative die Einhaltung der Wohnungsvergaberechte. Die Über-

prüfung, ob weitere Vertragspunkte von den Vertragspartner:innen erfüllt wurden, wurde 

in keiner Dienststelle der Stadt durchgeführt. 

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 – Wirtschaftsservice sollte die ab-

geschlossenen Raumordnungsvereinbarungen auf deren Einhaltung kontrollieren 

und bei Verstößen die vereinbarten Konventionalstrafen einfordern. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Die MD/00-Wirtschaftsservice 

wird die abgeschlossenen Raumordnungsvereinbarungen auf deren Einhaltung kontrollie-

ren und bei Verstößen die vereinbarten Konventionalstrafen einfordern. 
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5 Prüfung der abgeschlossenen Vereinbarungen 

5.1 Stichprobenmäßige Prüfung 

Der Stadtrechnungshof überprüfte stichprobenartig 17 Projekte der 58 Raumordnungsver-

einbarungen.  

Bei 10 Projekten war eine Wohnungsvergabe durch die Stadt vereinbart, davon  

− entsprachen bei sechs Projekten die zu vergebende Anzahl und Größe der Wohnun-

gen den Raumordnungsvereinbarungen. 

− wurde durch die gswb bei zwei Projekten das 50 %ige Wohnungsvergaberecht der 

Stadt auf eine 100 %ige Vergabe durch die Stadt erhöht. Und bei einem weiteren 

Projekt erhöhte sich die Anzahl der durch die Stadt zu vergebenden Wohnungen 

von 30 auf 36.  

− war bei dem Bauprojekt General-Keyes-Straße vereinbart, dass 50 % der in der 

Raumordnungsvereinbarung vereinbarten Wohnungen von der Stadt vergeben wer-

den sollten. Dieses Wohnungsvergaberecht konnte bis dato nicht ausgeübt werden. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Bei sechs Projekten entsprach die Anzahl der Woh-

nungen den Raumordnungsvereinbarungen. Bei drei Projekten erhöhte sich die Anzahl der 

durch die Stadt zu vergebenden Wohnungen. Bei einem Projekt (General-Keyes-Straße) 

konnten keine Wohnungen durch die Stadt vergeben werden. 

 

Bei den anderen 7 Projekten hatte die Stadt kein Wohnungsvergaberecht. Folgende Fest-

legungen waren in den Raumordnungsvereinbarungen enthalten: 

− Eigentumswohnungen: Bei einem Projekt wurde ein Vorkaufsrecht für 674 m² BGF 

vereinbart. Für 5 Wohnungen (mit einer BGF von rund 545 m²) wurde ein Vorkaufs-

recht in das Grundbuch eingetragen.  

Bei einem anderen Projekt war ein Vorschlagsrecht der Stadt für Eigentumswoh-

nungen mit einer Kaufpreisobergrenze vereinbart. Der Gemeinderat beschloss im 

Dezember 2024 die Verkaufsrichtlinien aufzuheben, auf keine weiteren Neubaupro-

jekte mehr anzuwenden und in Fällen, in denen sie in einer Raumordnungsverein-

barung verankert sind, auf ihr Vorschlagsrecht zu verzichten.29 Die Stadt verzich-

tete daher auf ihr Vorschlagsrecht.  

− Revitalisierung: Bei einem Projekt wurde vereinbart, dass eine erhaltenswürdige 

Villa einer Revitalisierung und Sanierung zu unterziehen war. Die Baufertigstellung 

wurde mittels Bauvollendungsanzeige der Baubehörde fristgerecht angezeigt. 

− Geförderte Mietwohnungen: Bei einem Projekt wurde vereinbart, dass der Dichte-

zuwachs als geförderter Mietwohnungsbau zu errichten war. Die Wohnungsvergabe 

 
29  Vgl Amtsbericht Zahl 03/03/73538/2024/001, beschlossen 11.12.2024 
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sollte durch die Vertragspartnerin an den begünstigten Personenkreis erfolgen. Es 

wurde die Geltung des Salzburger Wohnbauförderungsgesetzes, insbesondere die 

Bestimmungen zur Mietpreisbindung, zu den Fördervoraussetzungen der Mieter:in-

nen und den anzuwendenden Mietrechtsbestimmungen vereinbart. Für diese Woh-

nungen war ein Vorkaufsrecht für die Stadt vorgesehen. Das Vorkaufsrecht wurde 

nicht eingetragen. Die Einhaltung der vereinbarten Bestimmungen aus dem Salz-

burger Wohnbauförderungsgesetz wurde nicht überprüft. 

Bei einem weiteren Projekt wurde vereinbart, dass die Vergabe der Wohnungen 

durch die Vertragspartnerin erfolgen soll. Jungen Menschen, die während der Lehre 

oder Ausbildung bereits in diesem Haus wohnten, sollte günstiger Wohnraum zur 

Verfügung gestellt werden. Dieses Projekt befand sich noch in der Planungsphase. 

− Richtwertmietzins: Bei einem Projekt wurde vereinbart, dass die Wohnungsvergabe 

von definierten Wohnungen durch einen gemeinnützigen Bauträger nach dem ver-

lautbarten Richtwertmietzins Salzburg ohne Zu- oder Abschläge erfolgen soll. 

Bei einem weiteren Projekt wurde vereinbart, dass bei 25 % der Bruttogeschoßflä-

che – das entsprach bei diesem Projekt 5 Wohnungen - die Mietpreisbildung nach 

dem verlautbarten Richtwertmietzins für Salzburg ohne Zu- oder Abschläge erfol-

gen soll. Für diese 5 Wohnungen wurden Vorkaufsrechte für die Stadt im Grundbuch 

eingetragen. 

Die Einhaltung der Raumordnungsvereinbarungsbestimmungen wurden von der 

Stadt nicht überprüft. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Bei den angeführten 7 Projekten hatte die Stadt kein 

Wohnungsvergaberecht. Die Raumordnungsvereinbarungen beinhalteten unter anderem 

Festlegungen zur Vermietung nach dem Richtwertmietzinssatz oder zur Revitalisierung al-

ter Gebäude. Als Sicherstellung wurden teilweise Vorkaufsrechte für die Stadt vereinbart. 

Es fand keine Überprüfung statt, ob die Miete dem Richtwertmietzins entsprach. 
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5.2 Bauprojekt General-Keyes-Straße 

Die Wohnsiedlung General-Keyes-Straße wurde in den 1950-iger Jahren für amerikanische 

Militärangehörige errichtet. Zwischen den einzelnen Wohnblöcken wurde viel Raum für 

Grünflächen, Verkehrs- und Gehwege als auch für Parkplätze umgesetzt. Die Wohnungen 

hatten Größen von rund 84 m² bis zu 130-140 m² bei drei unterschiedlichen Standard-

grundrissen. Die Ausstattung der Wohnungen mit Zentralheizung, Heißwasserspeicher, In-

nenklosetts, Einbaumöbeln und Einbauküchen half damals den Wohnstandard im öffentli-

chen Wohnbau zu heben. 

 

Nach Abzug der Amerikaner gingen die Wohnbauten in das Eigentum des Bundes über. Im 

Jahr 2003 verkaufte der Bund die Wohnungen an private Investoren. Die neue Eigentüme-

rin führten im Jahr 2004 einen Architekturwettbewerb für die Neugestaltung der Bebauung 

entlang der General-Keyes Straße durch. Geplant war eine Sanierung der Bestandsbauten 

und die Errichtung von Tiefgaragen sowie die Errichtung von zwei Neubauten. Diese Bau-

vorhaben machten auch die Änderung des damals bestehenden Bebauungsplanes notwen-

dig. Im Zuge der Bebauungsplanänderung wurde auch eine zivilrechtliche Vereinbarung 

zwischen der Stadt und der neuen Eigentümerin (Vertragspartnerin) betreffend die Neu-

gestaltung der General-Keyes-Straße abgeschlossen. 

 

In der Folge kam es zu Umplanungen und 2016 zu einer neuerlichen Änderung des Bebau-

ungsplanes und dem Abschluss einer Raumordnungsvereinbarung sowie einer Zusatzver-

einbarung zur General-Keyes-Straße. 

 

5.2.1 Neugestaltung der General-Keyes-Straße 

Im Zuge der Neugestaltung der General-Keyes-Siedlung beabsichtigte die neue Eigentü-

merin (Vertragspartnerin) zum Zweck der Aufschließung und Attraktivierung der General-

Keyes-Siedlung die General-Keyes-Straße umzubauen und einen Geh- und Radweg inkl 

Brücke zu errichten. Vorgesehen waren hierzu auch die Durchführung entsprechender 

Grundstückstausche und Grundabtretungen. Vereinbart wurde auch der Um- und Neubau 

der General-Keyes-Straße. Die Kosten für die Maßnahmen sollte laut Vereinbarung die 

Vertragspartnerin tragen. Die Maßnahmen sollten bis zum 31.12.2012 fertig gestellt sein. 

Die Stadt behielt sich in der Vereinbarung auch das Recht vor, die Baumaßnahmen auf 

Kosten der Vertragspartnerin vorzunehmen, sofern diese die geplanten Maßnahmen nicht 

innerhalb der vereinbarten Frist vornimmt. 

 

In der Vereinbarung wurden zwei Punkte festhalten, welche als Sicherstellung ins Grund-

buch einzutragen waren:  



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 61 von 83 

− die Rechte aus dieser Vereinbarung gehen auf den Rechtsnachfolger über; 

− Bestellung von Leitungsdienstbarkeiten, zur Gewährleistung der Versorgungssi-

cherheit.  

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Die Sicherstellung von Leitungsdienstbarkeiten im 

Grundbuch erfolgte nicht. 

 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt: Die MD/00 – Wirtschaftsservice sollte veran-

lassen, dass die in den Verträgen vereinbarten Sicherstellungen von Leitungs-

dienstbarkeiten auch im Grundbuch eingetragen werden. 

 

Die Magistratsdirektion teilte in ihrer Stellungnahme mit: Für das anhängige Verfahren ist 

die MA 4 zuständig. 

 

Die MD/04 – Wirtschaft, Beteiligungen und Grundstücke30 verfolgte die Umsetzung der 

Vereinbarung zur Straßenraumgestaltung und Errichtung des Geh- und Radweges.  

 

Die Ansprechpartnerin für Fragen zu Planung und Ausschreibung war die MA 6/04. Im Sep-

tember 2013 wurden die Unterlagen des Projektes Geh- und Radweg begutachtet und da-

nach von der Vertragspartnernin zur Bewilligung eingereicht.  

 

Nachdem absehbar wurde, dass der für die Errichtung des Geh- und Radweges vereinbarte 

Fertigstellungstermin nicht eingehalten werden wird, wurde diese Vereinbarung in einzel-

nen Punkten am 09.06.2016 mit einer Zusatzvereinbarung abgeändert. 

 

Unter anderem wurden folgende Änderungen mittels der Zusatzvereinbarung (2016) vor-

genommen: 

− Frist zur Fertigstellung der Baumaßnahmen bis 31.12.2021 verlängert; 

− Entfall der Errichtung Rad- und Fußwegbrücke aufgrund geänderten Verlaufs des 

Geh- und Radweges; 

− keine Erneuerung der Straßenentwässerung; 

− Sollten die vereinbarten Baumaßnahmen bis 31.12.2021 nicht zur Gänze abge-

schlossen sein, verpflichtete sich die Vertragspartnerin zu folgenden Leistungen: 

➢ Verpflichtung der Vertragspartnerin bei Nichtausführung des Radweges bis 

31.12.2021 zur Übernahme der dafür aufzuwendenden Kosten; 

 
30  Im geprüften Zeitraum kam es in Folge einer Evaluierung von Aufgaben, Strukturen und Prozessen (vgl Amts-

bericht Zahl: MD/00/44300/2019/240) und der darauf folgenden Neuerlassung einer Geschäftseinteilung des 

Magistrates (vormals Verwaltungsgliederungs- und Aufgabenverteilungsplan [VAP]) per 1.1.2022 zu einer 

Eingliederung der Aufgaben der Bodenpolitik von der MD/04 – Wirtschaft, Beteiligungen und Grundstücke in 
die MD/00 – Wirtschaftsservice. Inhaltlich blieben die Aufgaben jedoch unverändert. 
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➢ Verpflichtung des Grundkaufs der von der Stadt abgetretenen Flächen durch 

die Vertragspartnerin (Kaufpreis € 412.000,-, wertgesichert nach VPI 2005, 

Basismonat September 2015); zur Besicherung war eine Bankgarantie 

(€ 450.000,-, Laufzeit bis 31.02.2022) zu übergeben; 

➢ Verpflichtung zur Bezahlung von € 400.000,- (wertgesichert nach VPI 2005, 

Basismonat September 2015) bei nicht termingerechter Herstellung der 

Straßenraumgestaltung General-Keyes-Straße (Herstellung Gehsteig, Park-

buchten, Grüninseln, Fahrbahn, Beleuchtung); vermindert um jene Kosten 

die nachweislich für die Ausführung der angeführten Arbeiten aufgewendet 

wurden; zur Besicherung war eine Bankgarantie (€ 500.000,-, Laufzeit bis 

31.02.2022) zu übergeben; 

 

Bis 31.12.2021 wurde der Geh- und Radweg fertiggestellt. Die Fertigstellung teilte die Ver-

tragspartnerin der Stadt mit. Seitens der MA 6/04 wurde der Geh- und Radweg übernom-

men. Die Parzellierung des Radweges erfolgte nach der ursprünglichen Planung, da der 

tatsächliche Verlauf nicht gänzlich dem Plan entspricht, muss die Parzellierung an den tat-

sächlichen Wegverlauf angepasst werden. Die Umparzellierung war bis Mitte 2025 nicht 

abgeschlossen.  

 

Durch die Bautätigkeiten auf den Liegenschaften an der General-Keyes-Straße wurde die 

Straße beschädigt, Gehsteige abgebrochen und Einbauten in der Straße hergestellt. Eine 

Sanierung der Straße durch die Vertragspartnerin erfolgte nicht. Aufgrund der bis zur Be-

richtserstellung andauernden Streitigkeiten mit der Vertragspartnerin betreffend der Stra-

ßenraumgestaltung wurde weder eine Sanierung der beschädigten Straße noch die verein-

barte Straßenraumgestaltung durchgeführt. Die Vertragspartnerin erfüllte daher ihrerseits 

die eingegangenen Verpflichtungen nicht zur Gänze und traten somit die oben genannten 

Rechtsfolgen bei nicht fristgerechter Fertigstellung der vereinbarten Baumaßnahmen ein. 

Die Vertragspartnerin hatte daher für die von der Stadt abgetretenen Grundflächen einen 

Kaufpreis von € 412.000,- (zuzüglich Indexsicherung) und einen Betrag von € 400.000,- 

für die Sanierung der Straße (zuzüglich Indexsicherung) zu bezahlen. Die Vertragspartne-

rin kam ihrer Leistungsverpflichtung bis Mitte 2025 nicht nach. 

 

Zur Besicherung der Forderungen der Stadt wurden zwei Bankgarantien ausgestellt: 

1. Bankgarantie zur Besicherung der Baukosten für die General-Keyes-Straße in Höhe 

von € 500.000,-. Die Bankgarantie wurde zuletzt bis 31.12.2025 verlängert. 

2. Bankgarantie zur Besicherung des Grundverkaufs an die Vertragspartnerin in Höhe 

von € 450.000,-. Die Bankgarantie lief per 30.06.2020 aus, da die Stadt auf eine 

Verlängerung verzichtete. Für den Stadtrechnungshof war nicht nachvollziehbar, 

warum die Stadt auf die Bankgarantie verzichtete und damit eine Sicherheit aufgab, 
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obwohl die Vertragspartnerin jener Verpflichtung, mit der die Bankgarantie besi-

chert wurde, nicht nachgekommen ist.  

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Die Stadt verzichtete auf die Verlängerung einer 

Bankgarantie in Höhe von € 450.000,- zur Besicherung ihrer Ansprüche, obwohl die mit 

dieser Bankgarantie abgesicherten Verpflichtungen seitens der Vertragspartnerin zum Zeit-

punkt des Verzichts nicht erfüllt waren. 

 

Nach Auskunft der MA 6/04 haben sich die Beschwerden über den Zustand der Straße 

durch die Bevölkerung gehäuft. Die Stadt entschloss sich die Straßenwiederherstellung 

selbst abzuwickeln. Im Jahr 2024 begann die MA 6/04 mit den Planungen zur Straßenwie-

derherstellung. Sie hat in der mittelfristigen Investitionsplanung ein Budget für die Pla-

nungs- und Bauleistungen angemeldet. Die Bauarbeiten sollten im Jahr 2025 durchgeführt 

und abgeschlossen werden. 

 

Der Stadtrechnungshof stellt fest: Die Vertragspartnerin kam ihrer Verpflichtung aus 

den Vereinbarungen zur Neugestaltung der General-Keyes-Straße nur dahingehend nach, 

dass sie den vereinbarten Geh- und Radweg errichtete. Der Um- und Neubau der General-

Keyes-Straße wurde nicht ausgeführt, wodurch die vereinbarten Pönalzahlungen fällig wur-

den. 

 

5.2.2 Neuplanung und Abschluss einer Raumordnungsvereinbarung 

Nachdem sich das Projekt durch Einwände von Mieter:innen verzögerte bzw eine Umset-

zung nicht möglich war, wurde seitens der Eigentümerin im Jahr 2016 ein überarbeitetes 

Projekt als neuer Ansatz zur Nachverdichtung vorgelegt. Ziel war es, die historische Bau-

substanz in ihrer Charakteristik weitgehend zu erhalten. Die Planung sah die Errichtung 

von sieben neuen 6-geschossigen Gebäuden anstelle der Erweiterung der Bestandsbauten 

vor. Darunter sollte eine Tiefgarage errichtet werden. 

 

Die Neuplanung machte eine Abänderung der Bebauungspläne notwendig. Nachdem mit 

der Neuplanung auch die Bruttogeschoßfläche um ca. 1.900 m² erweitert wurde, wurde 

mit der Eigentümerin (Vertragspartnerin) auch eine Raumordnungsvereinbarung abge-

schlossen. 

 

Inhalt der Raumordnungsvereinbarung war, dass im Ausmaß des Dichtegewinnes Wohnun-

gen in den Bestandsgebäuden dauerhaft als geförderte Mietwohnungen zu vermieten wa-

ren. Sollte keine Wohnbauförderung gewährt oder kein Antrag gestellt werden, wurde ein 

fixer Nettomietzins von € 5,- (indexiert nach VPI) vereinbart. Die Geltung dieser Bindung 
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wurde auf jedenfalls 50 Jahre festgelegt. Für die Hälfte dieser Wohnungen wurde ein Zu-

weisungsrecht für die Stadt vereinbart.  

 

5.2.3 Umsetzung der Bauvorhaben 

Für das im Jahr 2016 neu projektierte Gesamtbauvorhaben wurden die beiden maßgeben-

den Bebauungspläne mit 31.12.2016 rechtswirksam.  

 

Der nachfolgende Planausschnitt zeigt, farblich dargestellt, die umgesetzten Baumaßnah-

men. 

 

 

Abb 1: Auszug Webgis Bebauung General-Keyes-Straße 

 

Die sieben Neubauten (gelb markiert) wurden in den Jahren 2017 bis 2019 errichtet.  

Die Bestandsgebäude (orange markiert) wurden in den Jahren 2017 bis 2021 umgebaut 

und saniert und das Gebäude (grün markiert) wurde aufgestockt und saniert.  

Die Gebäude (blau markiert) wurden von 2009 bis 2019 neu errichtet bzw umgebaut. 

Für die Gebäude (rosa markiert) erlosch die Baubewilligung bzw wurde auf diese verzichtet. 
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Nach Rechtskraft der Bescheide der Baubewilligungen in den Jahren 2017 und 2020 wurden 

die Gebäude großteils errichtet und in den Jahren 2018 bis 2021 fertiggestellt. 

Für die 7 Neubauten wurden innerhalb von 3 Jahren nach Rechtskraft der Bescheide die 

Bauvollendungsanzeigen der Behörde übermittelt. 

Für 9 Gebäudeumbauten und -sanierungen wurden innerhalb von 5 Jahren nach Rechts-

kraft der Bescheide die Bauvollendungszeigen der Behörde übermittelt. 3 Baubewilligun-

gen für Umbau und Sanierung sind erloschen und eine Bauvollendungszeige wurde nicht 

vorgelegt. 

Für 5 Wohnungsteilungen wurden keine Bauvollendungsanzeigen übermittelt, wobei noch 

2 Verfahren anhängig waren. 

 

5.2.4 Einhaltung der Raumordnungsvereinbarung 

Die MA 3/03 - Wohnservice fragte im Sommer/Herbst 2017, Sommer 2019 und Februar 

2020 bei der Vertragspartnerin nach, wann die vereinbarten Wohnungen zur Vergabe durch 

die Stadt zur Verfügung stehen werden. Die Vertragspartnerin teilte auf die Nachfragen 

mit, dass aufgrund von Bauverzögerungen noch keine Wohnungen zur Vergabe zur Verfü-

gung stünden.  

 

Bis Mitte 2025 wurden von der Vertragspartnerin der Stadt keine Wohnungen zur Vergabe 

zur Verfügung gestellt und auch die vertragskonforme Vermietung der restlichen in der 

Raumordnungsvereinbarung genannten Wohnungen nicht nachgewiesen.  

 

5.2.5 Durchsetzung der Ansprüche der Stadt 

Die Stadt trat an die Vertragspartnerin heran und forderte sie zur Erfüllung der vereinbar-

ten Verpflichtungen auf. In der Folge wurden zwischen der Stadt und der Vertragspartnerin 

mehrmals Vergleichsverhandlungen geführt. Die Stadt zog für die Verhandlungen auch ei-

nen Rechtsbeistand bei. Die Vertragspartnerin vertrat in Hinblick auf die Raumordnungs-

vereinbarung die Auffassung, dass die abgeschlossene Vereinbarung nichtig sei und legte 

zur Untermauerung auch entsprechende Rechtsgutachten vor. Die Stadt ließ zu diesen 

Fragen ebenfalls Rechtsgutachten erstatten, die zu teilweise anderen Ergebnissen kamen. 

Die Vertragspartnerin kam ihrer Verpflichtung aus den Vereinbarungen zur Neugestaltung 

der General-Keyes-Straße nur dahingehend nach, dass sie den Geh- und Radweg errich-

tete. Die in Folge der Nichtausführung der sonstigen vereinbarten straßenbaulichen Maß-

nahmen angefallenen Pönalzahlungen wurden von der Vertragspartnerin ebenfalls nicht 

geleistet.  
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Die MA/04 – Finanzen/Zivilrecht legte dem Gemeinderat im Jahr 2023 einen Amtsbericht31 

zur weiteren Vorgehensweise vor, in dem sie mehrere Varianten skizzierte: 

1. Abschluss eines außergerichtlichen Vergleichs 

2. Einlösen der Bankgarantie, Einklagen der Konventionalstrafe und der vertraglichen 

Verpflichtungen 

 

Für den Fall des Scheiterns der Vergleichsverhandlungen wurde vom Gemeinderat die 

Klagsführung gegen die Vertragspartnerin beschlossen. 

 

Bis Mitte 2025 wurden die Vergleichsverhandlungen mit der Vertragspartnerin weiterge-

führt und keine Klage eingebracht. 

 

Nach Erhebungen des Stadtrechnungshofes fielen bis 30.6.2025 für die Stadt folgende 

Forderungen gegenüber der Vertragspartnerin an: 

 

 

 

Die möglichen Verzugszinsen und eigenen Rechtsberatungskosten der Stadt wurden in die-

ser Aufstellung nicht berücksichtigt. 

 

 

 

  

 
31  Beschluss des Gemeinderates vom 17.05.2023 zu AB Zl: 04/00/40834/2007/411. 

Konventionalstrafe 1.302.549,70€       

Kaufpreis 468.967,90€         

Pönale Baumaßnahmen 455.308,64€         

2.226.826,24€     

Aufstellung vertraglich vereinbarte Zahlungen 

indexiert per 06/2025
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6 Stellungnahme und Schlussbesprechung 

Der Stadtrechnungshof übermittelte am 12.08.2025 den Rohbericht mit den Ergebnissen 

der Prüfung samt den Feststellungen und Empfehlungen der MD/00 - Wirtschaftsservice, 

der MA 3/03 – Wohnservice, der MA 4/00 - Finanzen und der MA 5/03 – Stadtplanung zur 

Stellungnahme. 

 

Die Magistratsdirektion, die MA 5/00 – Raumplanung und Baubehörde und die 

MA 5/03 – Stadtplanung übermittelten ihre Stellungnahmen, die diesem Bericht beige-

schlossen sind und deren wesentliche Inhalte in den Bericht eingearbeitet wurden.  

 

Die MA 5/03 – Stadtplanung übermittelte dem Stadtrechnungshof mit Schreiben vom 

10.09.2025 eine Stellungnahme. Die Abteilungsleitung der MA 5/00 – Raumplanung und 

Baubehörde teilte in ihren Schreiben vom 16.09.2025 mit, dass die Stellungnahme nicht 

die Sicht der Abteilung darstellt und das Schreiben der MA 5/03 - Stadtplanung als gegen-

standslos zu betrachten ist. Die MA 5/00 – Raumplanung und Baubehörde verzichtete auf 

die Abgabe einer Stellungnahme. Seitens des zuständigen Ressorts wurde dem Stadtrech-

nungshof am 25.09.2025 mitgeteilt, dass sowohl die Stellungnahme der MA 5/03 – Stadt-

planung als auch jene der MA 5/00 - Raumplanung und Baubehörde aufgenommen werden 

sollen. 

 

Die anderen Stellen verzichteten auf die Abgabe einer Stellungnahme. 

 

Die Schlussbesprechung gem § 20 Abs 2 MGO fand am 16.09.2025 mit Vertretern der 

MA 5/03 - Stadtplanung, dem Stadtrechnungshofdirektor und einer Prüferin statt. Im Zuge 

der Schlussbesprechung wurde die abgegebene Stellungnahme besprochen.  

 

Die Schlussbesprechung gem § 20 Abs 2 MGO fand am 18.09.2025 mit Vertretern der 

Magistratsdirektion, dem Stadtrechnungshofdirektor und einer Prüferin statt. Im Zuge der 

Schlussbesprechung wurde die abgegebene Stellungnahme besprochen.  
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7 Amtsvorschlag 

Der Stadtrechnungshof erstattet nachfolgenden  

 

Amtsvorschlag  

 

Der Kontrollausschuss möge § 49a Abs 1 Z 6 Salzburger Stadtrecht 1966 beschließen:  

 

„Der Prüfbericht des Stadtrechnungshofs über die Prüfung der Raumordnungsvereinbarun-

gen in den Jahren 2013 bis 2023 wird zur Kenntnis genommen.“ 

 

 

Der Stadtrechnungshofdirektor: 
Alexander Niedermoser, LLM. 
 
Elektronisch gefertigt 
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8 Stellungnahmen  

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 70 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 71 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 72 von 83 

 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 73 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 74 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 75 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 76 von 83 

 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 77 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 78 von 83 

 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 79 von 83 

 

 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 80 von 83 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 81 von 83 

 



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 82 von 83 

 

  



Zahl: RH/00/106005/2021/010 

 

 Seite 83 von 83 

Verteiler: 

 
1. Magistratsdirektion (MD/00)   
2. Herrn Bürgermeister Bernhard Auinger 

3. SPÖ 
4. KPÖ plus 
5. ÖVP 
6. BÜRGERLISTE   
7. FPÖ   
8. NEOS   
9. SALZ   
10. MA 3/03 

11. MA 4/00 
12. MA 5/00 
13. MA 5/03 
10. Gemeinderatskanzlei 
 
 
 
 
 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Informationen zur Prüfung der elektronischen
Signatur und des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.stadt-salzburg.at/amtssignatur 

https://www.stadt-salzburg.at/amtssignatur
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